
Weiter so?
Staatskirchen:



Fakten zu den Kirchen in Deutschland

Das Kirchensteueraufkommen betrug 2018 ca. 6,6 Mrd. Euro für die katholische und 
ca. 5,8 Mrd. für die evangelische Kirche!

Bischöfe und höherrangige Würdenträger werden aus Steuermitteln (nicht der Kirchen-
steuer!) enlohnt!

Das Vermögen der Kirchen in Deutschland wird auf über 500 Mrd. Euro geschätzt!

Kirchliche Organisationen wie Diakonie und Caritas werden durch Bund, Länder, 
Kommunen etc. steuerfinanziert!

Die Kirchen betätigen sich unternehmerisch, verfügen über milliardenschwere Anteile an 
Unternehmen oder haben gar eigene Unternehmen, wie z. B. eigene Banken!

Bischof Bedford-Strohm lädt alle Parteien außer der AfD auf den Kirchentag ein!

Erzbischof Marx verurteilt auf das Schärfste, dass die CSU in allen Behördengebäuden 
das christliche Kreuz anbringen lassen will

Marx und Bedford-Strohm legen 2016 in Israel ihr Brustkreuz ab, um "andere Religionen 
nicht zu provozieren"!
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Kontakte:
uwe.schulz@bundestag.de
uweschulz.info
facebook.com/uweschulzafd

Alle Quellenverzeichnisse 
finden Sie auf 

meiner Webseite: 
uweschulz.info/kirche-2

Ich betone es gleich zu Beginn:
Es geht hier nicht um die Diskreditierung der Gläubigen oder einer 
Religion. Jeder kann, darf und soll seinen Glauben haben. Aber 
sachliches Hinterfragen der kirchlichen Organisation und der dahin-
terliegenden Systeme muss vorurteilsfrei möglich sein. 

Um einen größeren Zusammenhang herzustellen, werden verschiede-
nen Aspekte beleuchtet und mit Zahlen, Daten und Fakten belegt 
sowie auch einige Lebensläufe prominenter Kirchenfürsten mit ihren 
Verbindungen und Aktivitäten unter die Lupe genommen.

Die einzelnen Kapitel erschienen im Dezember 2019 auf meiner 
Facebook-Seite. Ergänzende Informationen befinden sich als PDF auf 
meiner Homepage: uweschulz.info. Wenden Sie sich mit Anmerkun-
gen gerne an mich

Er grüßt Sie herzlich
U� S�ulz

S�r g��e L�r,
haben Sie sich schon einmal gefragt, wer eigentlich den Pfarrer 
bezahlt und warum es die Kirchensteuer gibt? ... Wollten Sie schon 
immer wissen, was ein staatskirchlicher Würdenträger verdient? ... 
Und wussten Sie, dass ein Bischof vom Staat aus allgemeinen Steuern 
und nicht aus Kirchenmitteln bezahlt wird, somit auch konfessionslose 
Bürger für ihn aufkommen müssen?

Oder hat es Sie schon mal aufgeregt, wenn die Kirchen sich als 
politische Akteure erwiesen und sich auf die Seite der Vertreter des 
«Mainstream» oder der selbsternannten Elite gestellt haben - wobei 
sie ihre politische Parteinahme wie in finstersten Zeiten zur alleinigen 
Wahrheit erheben und dabei gerne auch Andersdenkende diffamie-
rend ausgrenzen?

Dann sollten Sie sich die vorliegende Faktensammlung genau 
anschauen. Mein Team und ich haben uns viele Fragen um die beiden 
Staatskirchen gestellt und die Antworten durch fundierte Recherche 
gefunden. Sie ahnen es: Es ist erschreckend, wie viel Einfluss die 
Kirche im Staat auch heute noch hat, obwohl Staat und Kirche doch 
gesetzlich getrennt sind.
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 
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– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 
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– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
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   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
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   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
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Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-

21



wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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Zurück zu Bodenständigkeit und Demut, zurück zum eigentlichen 
Glauben, zu den Wurzeln des Christentums ... und Abstand nehmen 
zu Politik, Parteien und den selbsternannten Eliten. Das ist es, was das 
Bestreben der großen christlichen Kirchen sein muss. Und genau diese 
Botschaft unterstützt die überwiegende Mehrheit der Leser meiner 
Facebook-Reihe zu den „Staatskirchen“ in Deutschland.

Bei einigen anderen Facebook-Konsumenten hat meine Kampagne 
wie ein Stachel im Fleisch gewirkt. Wenn es denn dazu dient, dass 
jeder sich nun ein wenig objektiver als vorher Gedanken um die 
weltliche Existenz der deutschen Großkirchen gemacht hat, dann 
wurde mein Ziel erreicht.

Uwe Schulz

Nachwort 

Wie schon eingangs beschrieben, geht es nicht darum, mit dieser 
Dokumentation über die beiden Staatskirchen den christlichen 
Glauben anzugreifen. Ganz im Gegenteil. Ich stehe wie meine Partei, 
die Alternative für Deutschland, ohne Wenn und Aber zu unseren 
christlichen Traditionen und Wurzeln. Und natürlich dazu, dass 
christlicher Glaube und christliches Gedankengut auch unsere 
Geschichte, Kultur und Zivilisation geprägt haben.

Ich wünsche dem Christentum eine große Zukunft. Gerade angesichts 
der unglaublichen Gefahren, die von Religionen ausgehen, deren 
politische Mission darauf angelegt ist, mit allen „Ungläubigen“ in 
kalte und heiße Kriege einzutreten.

Sehr wichtig und wertvoll ist auch, dass zahllose Menschen Halt 
finden im Glauben an den Gott, wie ihn Jesus Christus verkündet hat 
(den Gott Jesu Christi). Leider hat sich jedoch in den beiden 
Geflechten der großen "Amtskirchen" ein ungesundes Polster an 
Dekadenz gebildet. Die zahllosen politischen Einflussnahmen der 
Kirchen-Fürsten sind nicht mehr hinnehmbar und schaden unserer 
Gesellschaft - und schaden Deutschland.

wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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Jede Verwertung dieser Broschüre, Schaubilder und Texte bedarf der 
Zustimmung des Herausgebers. Die Wiedergabe von Namen, Begriffen, 
Bezeichnungen erfolgt nach bestem Wissen und Gewissen. Der Herausgeber 
geht davon aus, dass die Angaben in den Texten und Darstellungen zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung vollständig und korrekt sind. Es wird keine 
Gewähr für den Inhalt des Werkes, etwaige Fehler oder Äußerungen und 
Bewertungen oder Recherche-Ergebnisse und Quelltexte übernommen. Für 
den Inhalt abgedruckter Websites oder angegebener Links ist ausschließlich 
der jeweilige Betreiber verantwortlich. Der Herausgeber hat keinen Einfluss 
auf die verknüpften Seiten und übernimmt keine Haftung.

Hinweis:
Im Text und in den Darstellungen wird in dieser Broschüre auch der Begriff 
„Staatskirche“ verwendet. Diese Bezeichnung ist jedoch nicht im Sinne der 
Rechtslage bspw. in Schweden oder in England zu sehen. In Deutschland 
redet man gemeinhin und rechtlich korrekt von „Amtskirchen“ oder neutral von 
„Großkirchen“. Durch die immer enger werdende Nähe zu Parteien, Politik 
und staatlichen Institutionen, durch die kirchlichen Finanzierungsmodelle und 
die Verlinkung kirchlicher NGOs in operative staatliche Aufgaben (z.B. in der 
„Flüchtlings“-Hilfe) erachten wir den Begriff „Staatskirche“ jedoch für nutzbar 
und angebracht.

Weiter so?
Staatskirchen:

wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-
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wiederum bedeutet, dass sie keine Rechenschaft gegenüber ihren 
Mitgliedern bzw. der Öffentlichkeit ablegen müssen. Im Klartext: Es gibt 
keine Sanktionsmöglichkeit und keine Kontrolle „von außen“. Obwohl 
Beitrags- und Steuergelder kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, 
wird die Öffentlichkeit darüber im Dunkeln gelassen,wie mit ihrem 
Geld gewirtschaftet wird.
Man kann, darf und muss kritisch hinterfragen, wieso es noch einer 
Kirchensteuer bzw. weiteren staatlichen Alimentationen bedarf, wenn 
der Umsatz aus unternehmerischer Tätigkeit, das Vermögen und die 
Rücklagen der Kirchen so unermesslich hoch sind (Schätzungen zufolge 
sind allein Rücklagen von 50 bis 65 Mrd. Euro für Pensionen).

Durch die mangelnde Transparenz muss man hinterfragen, ob das 
Geld wirklich in Projekte investiert wird, die Sinn machen? Wie viel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz-van Elst? 
Muss das alles so sein?

lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
bzw. die Spender da. Beispiel: „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“. Es 
wird zu 49 % aus Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und 
nur zu ca. 8 % aus diözesanen Mitteln finanziert!

Trotz der gewöhnlichen weltlichen unternehmerischen Tätigkeit haben 
die Kirchen den Status der Gemeinnützigkeit und den damit verbunde-
nen Steuervorteilen. Sie müssen keine Bilanzen veröffentlichen, was 

Zusammenfassung und Fazit

Mein Team und ich haben versucht, sachlich und kritisch die Umstände 
rund um die beiden Großkirchen näher zu beleuchten. Es bleibt also 
nach all den Beiträgen noch, ein Fazit daraus zu ziehen. Kurz und 
bündig zusammengefasst, kann man sagen: Bekannte Kirchenvertreter, 
wie z. B. Bischof Bedform-Strohm oder Kardinal Marx, fallen eher durch 
ein kritisch zu hinterfragendes politisches Engagement auf als durch die 
Wahrnehmung der kirchlichen Grundsatzaufgaben.

So legten sie z. B. ihre Brust-Kreuze am Tempelberg ab, um andere 
Religionen nicht zu provozieren. Aus meiner Sicht ist es eher als 
Verleugnung der eigenen Religion und als übertriebene sowie falsch 
verstandene Toleranz zu interpretieren. Weiterhin mischen sie sich – 
aus meiner Sicht unzulässigerweise – in die weltliche Politik ein, indem 
sie z. B. unsere Partei bei nahezu jeder Möglichkeit verunglimpfen.

Die Kirchen erhalten jährlich von ihren Mitgliedern zig Milliarden Euro 
an Kirchensteuer, erhalten Spenden – wohl ebenfalls in Milliardenhöhe 
und betätigen sich großunternehmerisch. Die Löhne und Gehälter 
der Kirchenfunktionäre ab Bischoff aufwärts werden durch staatliche 
Steuern bezahlt. Beide Kirchen sind faktisch „Big Player“ in der 
Unternehmenslandschaft, so sind sie z. B. zweitgrößter Arbeitgeber 
in Deutschland, vom Umsatz her mit der Automobilindustrie zu verglei-
chen, an unzähligen Unternehmen beteiligt bzw. selbst unternehmerisch 
tätig (Caritas, Diakonie, Getränkehersteller, Banken, Versicherungen, 
Hotels uvm.) sowie mit einem unbekannten Vermögen von sicherlich 
weit über 500 Milliarden Euro „gesegnet“. Schätzungen zufolge 
könnte der jährliche Umsatz bei ca. 129 Milliarden Euro liegen (zum 
Vergleich: Automobilindustrie im Deutschlandgeschäft 127 Mrd. Euro).

Die Kirchen tasten ihr eigenes Vermögen nicht an, um dazu beizutra-
gen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme zu 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen müssen keine Bilanz veröffentli-
chen. Auch hier hat die Kirche eine Sonderstellung in Form eines 
Selbstbestimmungsrechts: Sie müssen an sich weder innerhalb der 
eigenen Organisation noch der Öffentlichkeit gegenüber Rechenschaft 
ablegen. Im Klartext: Es gibt keine Sanktionsmöglichkeit und keine 
Kontrolle „von außen“. Die Finanzskandale der jüngsten Vergangenheit 
haben gezeigt, dass auch innerhalb, wenn überhaupt, Kontrollgremien 
nur sehr eingeschränkt existier(t)en. Obwohl Beitrags- und Steuergelder 
der Öffentlichkeit kirchliche Organisationen (mit)finanzieren, wird sie 
darüber im Dunkeln gelassen, wie mit ihrem Geld gewirtschaftet wird. 
Wird es wirklich in Projekte investiert, die Sinn machen? Oder: Wieviel 
Geld landet, statt dem Allgemeinwohl zu dienen, in den Taschen 
Einzelner wie des ehemaligen Limburger Bischofs Tebartz van Elst?

Muss das alles so sein? Papst Franziskus hat zumindest erkannt, dass Kirche 
nur mit erheblichem Imageschaden so mit der Wahrung und Mehrung 
ihres Besitzstandes weitermachen kann, während andere bezahlen. Zum 
Abschluss ein Beispiel: nach Katastrophen überweist man (z. B: der Vatikan 
selbst nach einem Tropensturm in Mexiko 2013 74.000 Euro) einen 
gewissen (Anstands-) Betrag. Dies wird dann publikumswirksam in Pressemit-
teilungen verbreitet. Der Betrag wird dann aber den Kirchenbehörden vor 
Ort zur Verfügung gestellt, damit sie ihn nach ihrem Ermessen einsetzen. 
Folglich wird erst einmal eine Überweisung von Kirche an Kirche, an 
ihresgleichen getätigt. Doch solche Zuschüsse aus der kirchlichen Portokasse 
ändert nichts am Prinzip der steinreichen Kirche: statt den Reichtum zu teilen 
bzw. entsprechend zu verwenden, wie es christlich wäre, werden kleinere 
Almosen gespendet.

Staatsgeldern“, zu 42 % aus Spenden der Bürger und nur zu ca. 8 % 
aus diözesanen Mitteln finanziert! In allen hier genannten Zahlen sind 
auch das Diakonische Werk und die Caritas nicht berücksichtigt, die 
vollständig aus öffentlichen Geldern finanziert werden. Weitere kirchli-
che Einrichtungen und ihre Mitarbeiter werden direkt aus öffentlichen 
Steuermitteln, aus öffentlichen Geldern der Kranken- und Pflegekassen 
sowie der Sozialversicherungsträger und wiederum nur zu 8 % aus 
Spendengeldern oder eigener Wirtschaftstätigkeit bezahlt.

Das Gesamtvermögen beider Kirchen in Deutschland ist wegen 
ihrer weitverzweigten Strukturen nur sehr schwer zu ermitteln und zu 
überschauen. Deren Einrichtungen, Werke, Hilfsorganisationen und 
Unternehmen sind jeweils selbstständige Rechtsträger mit verschiede-
nen Rechtsformen. Uns brauchen die juristischen Finessen, ob und 
wie man sie als Gesamtheit zusammenfassen kann, hier nicht zu 
interessieren.

Die Aufsplitterung in diverse Rechtsträger und Konstruktionen führt 
jedoch zu einem regelrechten „Kirchen-Puzzle“, zumal Fragen der 
Organisation und Zugehörigkeit nach wie vor mit großer Beliebigkeit 
gehandhabt werden – je nachdem, ob gerade ein Finanz- o.a. Skandal 
oder die medienwirksame Darstellung des „gesamtgesellschaftlichen 
Engagements“ im Mittelpunkt des Interesses stehen.

Ein erstes Fazit: Die Kirchen sind längst Big Player in der deutschen 
Wirtschaft. Sie sind zwar selbst keine Konzerne, aber milliardenschwer 
an Konzernen und Unternehmen beteiligt bzw. besitzen selbst welche. 
Doch sie unterscheiden sich deutlich von ihren gewerblichen bzw. „welt-
lichen“ Konkurrenten: Sie werden vom Staat besonders und oft auch be-
vorzugt behandelt – und das mit Hilfe öffentlicher Gelder! Ist das noch 
gerechtfertigt? Darüber hinaus verschafft ihnen ihr Status als gemeinnüt-
zige Organisation massive Steuervorteile und erleichterungen.

durch die Kirchensteuer und „Staatsleistungen“, die auf dem mit dem 
„Dritten Reich“ geschlossenen Staatsvertrag („Reichskonkordat“ von 
1933!) beruhen? Das Vermögen wird keinesfalls angegriffen, um dazu 
beizutragen, gesamtgesellschaftliche Aufgaben oder soziale Probleme 
zu lösen – dazu ist nach Meinung der Kirchen der Staat als Geldgeber 
da bzw. die Spender von „Brot für die Welt“, „Adveniat“, „Misereor“ 
u.a. Hilfswerken. Die eigenen Milliarden werden nicht angetastet. Am 
Beispiel des „Bischöflichen Hilfswerks Misereor“: Es wird zu 49 % aus 

schon, dass ihr in jeder Stadt ein großer Teil der Immobilien gehört? 
Die Kirchen sind der größte private Grundbesitzer in Deutschland.

Durch einige Hochrechnungen in den letzten Jahren wird bestätigt: Die 
Kirchen in Deutschland sind wirklich steinreich. Bereits im Jahr 2000 wurde 
ihr Vermögen auf 500 Milliarden (= 500.000.000.000 !) Euro geschätzt. 
Ganz wichtig: den „Konzern“ Kirche mit zentraler Leitung gibt es nicht, 
denn bspw. jedes Bistum ist und agiert unabhängig und selbstständig. 
Aktuell gilt das Erzbistum München und Freising als das reichste Bistum 
Deutschlands: 2017 wurden 5,96 Milliarden Euro als Vermögen plus stiller 
Reserven i. H. v. mehr als 745 Millionen Euro ausgewiesen. Das Vermögen 
bestand vor allem aus bebauten und unbebauten Grundstücken (1,2 Mrd. 
Euro) sowie Stiftungen (2,11 Mrd. Euro).

Diese Zahlen beruhen darauf, dass die Finanzskandale der 
katholischen Kirche in jüngster Zeit zu mehr Transparenz geführt 
haben. Daher veröffentlichen seit 2015 auf Initiative der Deutschen 
Bischofskonferenz hin alle 27 katholischen Bistümer mit ihren Jahres-
abschlüssen auch die Bilanz ihrer Finanzen. Sie vermitteln zumindest 
eine Idee, wie vermögend sie sind: so beläuft sich das Vermögen 
der katholischen Kirche in Deutschland auf mehr als 200 Milliarden 
Euro. Für die evangelische Kirche ist in etwa der gleiche Betrag 
anzusetzen.

Diese Bilanzen sind nicht mehr, aber immerhin, ein Anfang. Der 
eine oder andere Kritikpunkt ist dennoch vorhanden: So erfolgte 
die Erstellung mitunter nach dem Niedrigstwertprinzip, d.h. viele 
Vermögenswerte werden nur mit sehr geringen, teils symbolischen 
Beträgen und nicht ihrem aktuellen Wert entsprechend aufgeführt.

Beide Kirchen verfügen folglich über unermessliche Vermögenswerte 
und satte Rücklagen. Wozu, so fragt sich mancher kritische und aufge-
klärte Zeitgenosse, braucht es dann noch die staatliche Alimentation 

Wer im Gegensatz zu den hiesigen „Besitzstandswahrern“ eine „richtig 
arme Kirche“ erleben will, muss nur auf unseren westlichen Nachbarn 
Frankreich blicken, der seit 1904/05 die Trennung von Kirche und 
Staat konsequent praktiziert. Die dortige Kirche ist aber auch – und 
vielleicht gerade deshalb – eine sehr lebendige Kirche, wohl auch 
deswegen, weil die Gläubigen ohne große finanzielle Mittel viel mehr 
selbst und ehrenamtlich „machen“, gestalten, improvisieren und aufbau-
en müssen. In diesem Fall wird „Armut“ durchaus auch als Chance 
begriffen – und die Glaubwürdigkeit von Kirche gestärkt. Wie sagte 
doch Papst Benedikt XVI. 2011? „Die von materiellen und politischen 
Lasten und Privilegien befreite Kirche kann sich besser und auf wahrhaft 
christliche Weise der ganzen Welt zuwenden, wirklich weltoffen sein.“ 
Dem ist an dieser Stelle nichts mehr hinzuzufügen.

Die Kirche(n) und ihre Unternehmen

Die Kirche in Deutschland ist eine Wirtschaftsmacht, die über beträchtli-
ches Vermögen verfügt. Das beruht nicht nur auf der Kirchensteuer und 
sog. Staatsleistungen, sondern auch darauf, dass die Kirche als Unter-
nehmer aktiv und einer der größten Immobilienbesitzer ist. Sie bewegt 
Jahr für Jahr beträchtliche Summen. Darüber hinaus ist sie – nach dem 
öffentlichen Dienst – der zweitgrößte Arbeitgeber in Deutschland. So 
steht bspw. hinter jedem vier-ten Krankenhaus und jedem dritten Kinder-
garten eine kirchliche Einrichtung. Darüber hinaus besitzt sie zahlreiche 
Unternehmen bzw. ist an ihnen beteiligt. die nicht unmittelbar mit 
dem sozialen Bereich zu tun haben. Bekannte Marken sind bspw. der 
Getränkeproduzent Adelholzener oder die Brauerei Andechs. Wer 
weiß jedoch, dass die Kirche auch Banken und Versicherungen besitzt? 
Sie hat immense Beträge in Aktien angelegt – auch in Unternehmen, 
die der Rüstung zuarbeiten, umweltschädliche Chemikalien herstellen, 
Antibabypillen produzieren, Tierversuche durchführen etc. Wer weiß 

Menge an Steuerzahlungen und Gebühren. Sie braucht demzufolge 
bspw. keine Steuern auf Zinserträge oder Immobilien zu bezahlen, für 
Baugenehmigungen oder den Notar werden auch keine Gebühren 
fällig. Auch für die Erhebung der „Mitgliedsbeiträge“ entstehen den 
Kirchen keinerlei Kosten, denn den Einzug der Kirchensteuer überneh-
men die staatlichen Steuerbehörden, in der Regel die Finanzämter.

Doch nicht nur der Bund, auch die Länder zahlen jährlich an die 
Kirche, insbesondere (mit Ausnahme von Hamburg und Bremen) die 
Bischofsgehälter beider Konfessionen: zu den derart begünstigten 
“Würdenträgern“ gehören Erzbischöfe, Landesbischöfe, Bischöfe, 
Weihbischöfe, Domvikare u.a. Zu den Gehältern kommen noch jede 
Menge Zulagen und Beihilfen. Dies ist eine der in der Bevölkerung 
und auch rechtlich umstrittensten Regelungen, da sie – wie die 
Kirchensteuer – aus teilweise jahrhundertealten Verträgen und „Ent-
schädigungszahlungen“ stammen. Dadurch verdienen die Bischöfe 
außerordentlich gut, denn sie werden wie staatliche Spitzenbeamte 
bezahlt. Für die untergeordneten Bediensteten wie einfache Priester 
kommen die Bistümer selbst auf.

Spätestens jetzt stellt sich die Frage: Muss Kirche so reich sein? Oder: 
Wie reich muss Kir-che sein? Denn im Vergleich mit anderen Ländern ist 
die Kirche in Deutschland reich. Nun, auf der einen Seite ist sie ein per-
sonalintensives Unternehmen mit Hunderttausenden von Mitarbeitern – 
aber Reichtum und hohe Einnahmen haben hierzulande dazu geführt, 
dass Bischöfe wie Spitzenbeamte (Staatssekretäre) bezahlt werden. Das 
gibt es in dieser Form nur in Deutschland! Noch sorgen hohe Gehälter 
und die Jahrgänge der Babyboomer für gute Kirchensteuereinnahmen. 
Dazu kommen Hunderte Millionen an Staatsleistungen pro Jahr. Doch 
darauf kann man sich mittel- und langfristig nicht verlassen: die Kirchen 
haben bereits berechnet, dass die Kirchen bis 2060 nur noch die Hälfte 
ihrer jetzigen Mitgliederzahlen aufweisen.

Darüber hinaus gibt es die Vermögenserträge aus Vermietung und 
Verpachtung von Grundbesitz und Immobilien. Die Kirche verfügt 
über zahlreiche Gebäude, die nicht nur Kirchengebäude im engeren 
Sinne sind. Hier ist von jeder Menge vermieteter Immobilien – oft in 
bester Innenstadtlage – die Rede. Dazu zählen auch die hohen Beteili-
gungen an Wohnungsbaugesellschaften oder nicht marktbewerteten 
Mietshäusern.

Die Kirche ist auch selbst in eigenen Betrieben oder Beteiligungen wirt-
schaftlich tätig. Dazu zählen u.a. Brauereien, Weingüter, Baufirmen, 
Versicherungen, Banken und Medienunternehmen. Dabei helfen katho-
lische Institute wie die Pax Bank, das eigene Vermögen zu mehren. 
Doch hinsichtlich der Finanzanlagen kommt es immer wieder auch zu 
Skandalen: so investierte eine katholische Bank trotz Ethikversprechens 
in die Rüstungsindustrie oder verzockte ein Bistum Dutzende Millionen 
mit riskanten Immobiliendeals in den USA.

Den Löwenanteil neben den Einnahmen aus der Kirchensteuer stellen 
die Zahlungen vom Staat dar. Denn die Kirche erhält regelmäßig Geld 
vom Staat und das nicht nur von den Kirhensteuer, sondern von allen 
Steuerzahlern, egal, ob Ausgetretener, Atheist, Buddhist oder Muslim etc. 
Alle finanzieren die direkten und indirekten Leistungen des Staates zur 
Unterstützung beider Kirchen mit. Katholische und evangelische Kirche 
erhalten zusammen jährlich ca. 20 Milliarden Euro. Die ca. 45 Milliarden 
für Caritas und Diakonie und deren soziale Leistungsangebote sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Hinzu kommen Zuschüsse für Kindergärten, 
kirchliche Schulen und Fachhochschulen oder Denkmalpflege (an Kirchen-
bauten). Auch für die selbstständigen kirchichen Entwicklungsdienste wie 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bringt überwiegend der Staat auf. 
Die Kirche selbst trägt davon nur 4,5 %.

Ein weiterer Aspekt, der sich leider nur sehr schwer in Zahlen fassen 
lässt, sind die Steuerbefreiungen. Denn der Staat erlässt der Kirche eine 

wie Caritas, Adveniat, Missio und Misereor. Daneben gibt es noch 
eigene Spendenaktionen der Bistümer und Pfarreien.

Aus der Verwaltung ihres umfangreichen Vermögens fließen Erträge 
aus Geldanlagen und und Stiftungen. Das Geld der Bistümer in 
Deutschland ist überwiegend in Finanzanlagen wie Wertpapieren 
oder Immobilienfonds „geparkt“.

Das Vermögen der Kirche in Deutschland – 
So finanziert sie sich!

Seit Jahrzehnten predigt die katholische Kirche „Armut“. Papst Johannes 
XXIII. forderte im Rahmen des 2. Vatikanischen Konzils (1962 – 65) 
von der „Kirche der Armen“. Papst Franziskus sprach 2013 von einer 
„arme(n) Kirche für die Armen“. Nur: So recht will das in Deutschland 
nicht ankommen – denn das Vermögen der katholischen und evangeli-
schen Kirche – u.a. aus Immobilien, Aktien und Beteiligungen – ist 
riesig. Wie es sich zusammensetzt, soll insbesondere am Beispiel der 
katholischen Kirche in Deutschland aufgezeigt werden. Dasselbe gilt 
analog von der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Denn die Kirche ist ein mächtiges Wirtschaftsunternehmen mit Milliar-
denhaushalt. Doch wie finanziert sie sich? Die Irritationen der jünge-
ren Vergangenheit um den Luxus-Neubau des ehemaligen Limburger 
Bischofs Tebartz van Elst bspw. haben diese Frage neu angestoßen. 
Ihre Beantwortung ist so komplex wie die Finanzierungskonstrukte 
der Kirche. Folglich fällt es schwer, genaue bzw. verlässliche Zahlen 
anzugeben.

Den Hauptteil der Einnahmen macht die Kirchensteuer aus, die an die 
Lohn- bzw. Einkommenssteuer gekoppelt ist. Sie umfasst jährlich Milliar-
denbeträge. Darüber wurde in einem vorherigen Beitrag berichtet. Je 
nach Bundesland beträgt sie davon 8 oder 9 %. Wer keine Lohn- oder 
Einkommenssteuer bezahlt, ist davon ausgenommen. Ca. ein Drittel 
der deutschen Katholiken unterliegen der Kirchensteuerpflicht. Da die 
Kirchensteuereinnahmen steigen und munter weiter sprudeln, verbuchen 
die meisten Bistümer Jahr für Jahr üppige Überschüsse.

Spenden und Kollekten leisten einen deutlich niedrigeren Beitrag zu 
den Kirchenfinanzen. Dazu kommen noch Sachzuwendunge aller Art. 
Spenden fließen insbesondere über die katholischen Hilfswerke 

Staatszuschüsse, um die Renten der Versicherten zahlen zu können. 
Dennoch fließen zusätzlich zur Kirchensteuer beiden Kirchen zusammen 
noch fast eine halbe Milliarde Euro an sog. „Staatsleistungen“ zu – 
immer noch als Ausgleichszahlungen“ der Bundesländer für die „Enteig-
nungen“ von 1803!

Was also tun? Wir haben gesehen, dass mit der Kirchensteuer vor 
allem der innere Betrieb der Kirchen und der Erhalt ihrer Immobilien 
organisiert wird. Doch genügt das, wenn man auf die Situation der Kir-
chen in anderen, insbesondere den armen Ländern und auf die Gestalt 
und Lehre Jesu blickt – und hier auf seine radikalen Forderungen, was 
das Verhältnis zu Geld, zum Materialismus, zu Finanzgebaren und 
Wirtschaften angeht? Und wenn sich die Kirchen noch ausgerechnet 
darauf berufen? Müssten sie nicht viel mehr Geld für die Armen 
aufwenden, um an ihrer Seite zu sein und Hilfe zur Selbsthilfe zu 
vermitteln? Ja, sagt Papst Franziskus. Er wünscht sich sogar eine arme 
Kirche, d.h. eine, die sich mehr um alle Menschen sorgt und vor allem 
um die, die am Rand stehen. Das täte der Glaubwürdigkeit der Kirchen 
keinen Abbruch – ganz im Gegenteil! Zumal das auch – im Gegensatz 
zu einem realitätsfernen Wohlfühlpopulismus und der schönen bunten 
Welt der Kirchentage – zum Kerngeschäft der Kirchen gehört.

Eine derartige Neuausrichtung auf das christliche Kerngeschäft ist 
bestimmt eine größere Herausforderung (und womöglich Chance!) 
als die Frage, wie lange es – angesichts der demographischen Entwick-
lung, des rasanten Mitgliederschwunds u.a. – die Kirchensteuer in der 
jetzigen Form bei uns noch gibt und man „so weitermachen“ kann.

Darüber hinaus gibt es neben den kirchlichen Krankenhäusern und Altenhei-
men etc. noch die Schulen und Kindergärten in kirchlicher Trägerschaft. 
Auch sie werden fast ganz – zwischen 85 und 100 % aus öffentlichen 
Steuermitteln finanziert. Darüber hinaus werden die Kosten von Elternbeiträ-
gen u. ä. gedeckt. Nur ein verschwindend kleiner Differenzbetrag wird 
gegebenenfalls aus Kirchensteuermitteln bezuschusst.

Es wäre also zumindest unredlich, wenn (nicht nur) kirchlicherseits 
– freilich ohne die Nennung des geringen Anteils – auf das soziale 
Engagement verwiesen würde. Dabei ist es oftmals genau dieser Irrtum, 
der viele Leute weiterhin ihre Kirchensteuer zahlen lässt. Wenn mehr 
bekannt würde, dass die Kirchen tatsächlich keine „Sozialkirchen“ sind 
– was würde geschehen?

Sicher, gutes Personal will bezahlt sein – das gilt auch für die Kirchen. 
Somit sind, wie wir gesehen haben, 75% der Kirchensteuereinnahmen 
bereits verplant. Die Investition in die Mitarbeiter ist zugleich eine 
Investition in die Kernaufgaben der Kirchen: Seelsorge, kirchliche 
Dienste, Gemeindearbeit mit Kindern, Jugendlichen u.a. Gruppen 
in der Gemeinde, Sozialarbeit u.v.a. – und alle diese Aufgaben 
wollen bewältigt sein. Dazu bedarf es für die „Hauptamtlichen“, aber 
insbesondere auch für die vielen ehrenamtlich Tätigen doch einer 
gewissen Finanzierungs- und Planungsgrundlage bzw. -sicherheit. 
Zumal die Kirchensteuer keine staatliche Subvention ist, sondern Mittel 
der Finanzierung durch die Kirchenmitglieder.

Andererseits handelt es sich um die Bezahlung rein innerkirchlicher Anlie-
gen – und das aufgrund von teilweise über 200 Jahre alten Verträgen. 
Der Staat verzichtet an sich auf sonst ihm zustehende Einnahmen. Die 
Ausgaben der Kirchen selbst aus Kirchensteuer- und sonstigen staatlichen 
Einnahmen sind nämlich nur ein Tropfen im Meer der Sozialaufwendun-
gen des Bundes. Wobei er seinen finanziellen Verpflichtungen kaum 
noch nachkommen kann. Insbesondere die Rentenkassen brauchen hohe 

nen sowie Kranken- und Pflegekassen. Die Finanzierung hat – zur Über-
raschung vieler steuerzahlender Zeitgenossen – mit der Kirchensteuer 
überhaupt nichts zu tun. Die meisten Sozialeinrichtungen verdienen 
die erforderlichen Mittel über Leistungsentgelte (bspw. Pflegesätze) und 
ist ihre Finanzierung durch staatliche Kostenträger gesetzlich geregelt. 
Dabei werden kirchliche soziale Einrichtungen nach denselben Regeln 
finanziert wie die der Kommunen.

In Deutschland können die katholische und evangelische Kirche eine 
Kirchensteuer erheben, weil sie den Status einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts haben. Die Steuer wird vom Staat über die Finanz-
ämter für die Kirchen eingezogen, der dafür eine Entschädigung in 
Höhe eines geringen Prozentsatzes der Kirchensteuer behalten darf.

Doch wofür wird das viele Geld genutzt? Einen großen Teil ihres noch 
bestehenden Ansehens beziehen die Kirchen aus ihrer vermuteten 
sozialen Tätigkeit. Denn viele glauben, ein großer Teil der Kirchensteu-
er würde für soziale Zwecke verwendet. Man kann jedoch legitim 
argumentieren, dass von den Kirchensteuereinnahmen nur ca. 5 bis 
8 % direkt für soziale Zwecke ausgegeben werden. Kirchen- und 
Finanzexperten zufolge trifft der erstgenannte Wert die Realität besser. 
Im Folgenden wird noch erläutert, wie die Sozialarbeit der Kirche 
tatsächlich finanziert wird und welche Rolle die Kirchensteuer dabei 
spielt. Doch zuvor die Frage: wohin fließt deren Löwenanteil?

Zwei Drittel bis 75 Prozent des Steueraufkommens werden für die 
Bezahlung von Pfarrern u. a. kirchlichen Mitarbeitern in Seelsorge, 
Schulen und sozialen Einrichtungen ausgegeben. Jedoch: In keinem 
anderen Land der Welt verdienen Pfarrer so viel wie bei uns in 
Deutschland: Das ist zwar von Bistum zu Bistum bzw. Bundesland zu 
Bundesland verschieden, doch erhält er ca. 4.000 Euro im Monat, 
wird damit wie ein Gymnasiallehrer (einem Studienrat oder Oberstu-
dienrat vergleichbar) oder wie ein Regierungsdirektor bezahlt.

Der Rest wird größtenteils für die Unterhaltung und Reparatur von 
Kirchenbauten und Verwaltung verwendet, für Pensionen und Versor-
gungsansprüche und die Bildung entsprechender Rückstellungen.

Wie finanzieren sich aber Diakonie und Caritas mit ihren mehr als eine 
Million Mitarbeitern? Sie werden auch steuerfinanziert – allerdings 
nicht nur von Kirchenmitgliedern, sondern durch Bund, Länder, Kommu-

Wir haben nichts gegen die katholische und evangelische Kirche! Wir 
haben auch nichts dagegen, wenn die Kirchen mit dem Geld ihrer 
Gläubigen – wenn es nur nicht vom Staat eingezogen oder direkt bezahlt 
wird – macht, wozu sie von ihren Gläubigen ermächtigt wird. Doch es ist 
nicht länger hinzunehmen, dass wir alle – Gläubige jedweder Couleur, 
Agnostiker, Atheisten, Menschen aller Religionen und Kulturen – die 
„Kirchenfürsten“ und ihren feudalen Hofstaat finanzieren müssen. Und wir 
fordern die verantwortlichen Politiker dazu auf, endlich zu handeln, wie es 
das Grundgesetz verlangt: nämlich diese Zahlungen schnellstmöglich und 
ersatzlos zu beenden. Entweder leben wir in einer kirchlich gelenkten Feu-
daldemokratie, wobei das feudale Element stärker als das demokratische 
ist. Oder in einer echten Demokratie mit Religionsfreiheit.

Die Kirchen und Ihr Geld – oder: 
Was geschieht eigentlich 
mit der Kirchensteuer?

2018 floss an die beiden Großkirchen in Deutschland, die römisch-katho-
lische Kirche und die Evangelische Kirche in Deutschland, so viel 
Kirchensteuer wie noch nie: trotz stetig und in großem Umfang sinkender 
Mitgliederzahlen nahmen beide – auch nach eigenen Angaben – ca. 
12,4 Milliarden Euro ein. Davon erhielt die katholische Kirche 6,643 
Milliarden, 5,790 Milliarden entfielen auf die evangelische Kirche. Das 
liegt insbesondere an der guten Konjunktur, denn mit der Entwicklung der 
Löhne und Einkommen ist ein Anstieg der Lohn- und Einkommenssteuer 
verbunden, an der sich wiederum die Kirchensteuer orientiert. Je nach 
Bundesland beträgt sie 8 oder 9 % der Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Die Kirchensteuer ist eigentlich ein Mitgliedsbeitrag der Gläubigen an ihre 
Kirche. Sie ist auch die einzige „Steuer“, die sozusagen freiwillig gezahlt 
wird. Denn tritt man aus der Kirche aus, wird sie nicht mehr erhoben.

den Kirchen ausgetreten wären. Das gesunde, normale Rechtsempfinden 
entspricht hier leider nicht der Realität. Sittenwidrige, unseriöse Knebelver-
träge sind zwar schon dadurch sittenwidrig – so wie man sich heute 
zurecht auch nicht mehr an Gesetze und Verträge des NS-Regimes gebun-
den fühlt: mit Ausnahme ausgerechnet des oben genannten Konkordats 
mit dem Vatikan von 1933. Somit wird immer noch anerkannt, was 
der „Führer“ damals zugunsten der Kirchen festgelegt hatte. Derartige 
Abmachungen und Zahlungen erinnern einen auch allzu sehr an die Zeit 
der Leibeigenschaft. Denn es ist blanke Ausbeutung und hat mit Recht und 
Ordnung nichts mehr zu tun.
Immerhin gibt es mittlerweile erste Politiker, insbesondere der AfD, 
die diese gigantische und dauernd sprudelnde Quelle in den 
Staatshaushalten regulieren und ganz abstellen wollen. Als normaler 
Staatsbürger geht man doch auch davon aus, dass es im Ermessen 
der Politiker liegt, Subventionen an die Kirchen wenigstens zu kürzen 
– so wie der Staat ja überall spart – oder ganz abzuschaffen.

Die Zeit ist jedenfalls überreif für einschneidende Veränderungen! 
Diese täten nämlich auch der Glaubwürdigkeit der Kirche(n) gut. 
Hat nicht Papst Franziskus bereits 2013 medienwirksam von einer 
„Kirche der Armen“ gesprochen? Dazu müssten die „Kirchenfürsten“ 
und diener allerdings den überaus großen Vorzug, wie vergleichbare 
Spitzenbeamte vom Staat besoldet und von Gehalts- u.a. Kürzungen 
wohl eher verschont zu werden, aufgeben. Zumal die Kirche auch 
alles andere als bedürftig ist! Der renommierte Politologe Carsten 
Frerk hat bereits um die Jahrtausendwende errechnet, dass das 
Vermögen beider Kirchen allein in Deutschland zusammen ca. 500 
Milliarden Euro beträgt. Dieses muss sie dank der Jahr für Jahr 
fließenden Staats-Subventionen gar nicht antasten. Darüber hinaus ist 
die Kirche als Körperschaft von allen Steuern befreit. Folglich: Mit ein 
paar Hundert Milliarden in der Tasche lässt es sich leicht von „Armut“ 
sprechen oder gar „arm“ sein!

Plötzlich sollten – oder besser: wollten – auch die Nachfolger der dama-
ligen Bischöfe und ihrer Mitarbeiter solche Geldsummen einkassieren 
und Privilegien genießen? Der Staat zahlt und zahlt und zahlt. Alle 
Regierungsformen haben bisher bezahlt und zahlen „munter“ weiter. 
Denn in Anknüpfung an die Vereinbarung von 1803 wurden vom Staat 
in endloser Folge Übereinkünfte (Konkordate) und Kirchenverträge 
geschlossen – und das mit beiden Großkirchen – und völlig zu Unrecht. 
Das Verbrechensregime von Adolf Hitler hat die maßlosen kirchlichen 
Ansprüche sogar ausdrücklich bekräftigt und ein „Reichskonkordat“ 
geschlossen, das bis heute seine Gültigkeit hat (!). Die Politiker der 
„Altparteien“ haben sich bis heute nicht getraut, sich mit den „Groß-
kirchen“ anzulegen.

Wie kommt nun die evangelische Kirche ins Spiel? Auch deren 
Bischöfe und Vorsitzende werden vom Staat bezahlt bzw. durch den 
Kirchensteuereinzug unterstützt. Mit welchem Recht? Denn ihnen wurde 
unter Napoleon überhaupt kein Cent, geschweige denn Wiese und 
Acker „weggenommen“! Die vermeintlichen „Enteignungen „ betrafen 
– wie wir gesehen haben – in Wirklichkeit nur die Rücknahme an 
römisch-katholische Bischöfe übertragener Lehen durch den Staat. Die 
evangelischen Kirchen haben mit ihren Kirchen- und Staatsverträgen 
nichts anderes getan, als sich an die römisch-katholischen Konkordate 
„dranzuhängen“, wobei hier auch noch eine unglückselige „Allianz 
von Thron und Altar“ wirkte. Das Aufrechterhalten derartiger Regelun-
gen und die daraus resultierenden jährlichen Milliardenverschiebungen 
zugunsten dieser Kirchen sind nicht nur verlogene Volksverdummung, 
sondern auch ein einziger Spott auf die freiheitliche Demokratie!

Man kann nun mit Fug und Recht sagen, dass sich die Politiker als 
Lobbyisten der Kirche durch den Abschluss und die Aufrechterhaltung 
von Konkordaten und Staatsverträgen zugunsten der Kirchenführer 
selbst entmachtet haben. Sind das nicht sittenwidrige Knebelverträge? 
Der Staat muss zahlen und zahlen, selbst wenn alle Gläubigen aus 

„Ablösesummen“ steht dort nichts. 30 Jahre später musste diese Verfas-
sungsaufgabe wiederholt werden, da bis dahin nichts umgesetzt war. 
Folglich wurde Art. 140 des Grundgesetzes geschaffen – und wieder 
passierte nichts. Seitdem sind wieder mehr als 70 Jahre vergangen und 
immer noch ist nichts unternommen worden. Weil die maßgeblichen 
Politiker der bisher etablierten Parteien ihrer Kirche eingestanden oder 
uneingestanden als Lobby dienen!

Spätestens jetzt stellt sich doch die Frage: Welches moralische Recht 
hat etwa die katholische Kirche, bis heute vom Staat Millionen- und 
Milliarden-“Entschädigungen“ dafür zu fordern, dass es 1803 zu 
einigen Verschiebungen unter den Mächtigen kam? (Denken wir nur 
einmal daran, wie die Kirche das, was sie damals hergeben musste, 
einst erworben hatte …) Sind die „Verluste“ der Kirche von 1803 nicht 
durch die Staatsleistungen der letzten mehr als 200 Jahre doppelt, 
dreifach, zehnfach, ja x-fach weit darüber hinaus „ausgeglichen“ 
worden? Dass der Staat hierfür immer noch bezahlt, ist ein massiver, 
fortdauernder Verfassungsverstoß!

Besonders kritisch wird es für den Anspruch der Kirche, dass sie damals 
in keiner Weise „enteignet“ wurde. Damals wurden lediglich staatlich 
verliehene Lehen (Landbesitz auf Zeit), die niemals (!) Eigentum der 
Kirche waren, neu vergeben. Dieser Fakt ist leider nahezu unbekannt. 
Warum werden nun die Bischöfe und ihre Nachfolger seither dafür 
entschädigt, dass sie seit 1803 die weltliche Regierungsgewalt nicht 
mehr ausüben dürfen, nachdem sie ihre Lehen zurückgeben mussten? 
Und weiter: mit den damaligen Regelungen – wer erinnert sich vom Ge-
schichtsunterricht noch an den „Reichsdeputationshauptschluss“? – war 
lediglich die damals (!) lebende Geistlichkeit gemeint. Nirgends war 
davon die Rede, dass die Unterhaltszahlungen nach deren Tod auf ihre 
Nachfolger übergehen! Es gab keinerlei längerfristige Verpflichtung des 
Staates – mit einer einzigen Ausnahme: den Erhalt und die Ausstattung 
der verbleibenden Domkirchen.

Staates an die katholische und evangelische Kirche einer der größten 
Skandale der Bundesrepublik, denn sie sollten schon seit 1949 bzw. 
unmittelbar danach beendet werden! Genauso wie es bereits 1919 die 
Aufgabe der Weimarer Verfassung war. Deren Art. 138 sah nämlich 
vor, die Zahlungen an die konfessionellen Großkirchen „abzulösen“. 
Damit ist keinesfalls die Zahlung einer horrenden Ablösesumme ge-
meint, wie man es etwa aus dem Profi-Fußball kennt, sondern es heißt 
in der juristischen Bedeutung: definitiv zu beenden! Von erpresserischen 

nichts zu rechtfertigenden Privilegien – bspw. wie Spitzenbeamte 
bezahlt und von Sparmaßnahmen oder Kürzungen eher verschont zu 
werden – aufgeben.

Die Kirchensteuer und staatliche 
Finanzierung der Kirchen: 
warum und wieso?

Der deutsche Staat lässt sich seine Kirchenbediensteten jährlich ca. 
eine halbe Milliarde Euro kosten. Warum? Wer weiß schon, dass 
der Staat etwa die Gehälter der Bischöfe unmittelbar und nicht 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt? Die Gehälter der Pfarrer werden 
aus Kirchensteuermitteln gezahlt. Die rechtliche Grundlage des 
Ganzen ist eine vertragliche Vereinbarung von 1803 (!). Damals 
wurden die Kirchen dafür „entschädigt“, dass sich die weltlichen 
Fürsten und Herrschaften für ihren durch Napoleon herbeigeführten 
linksrheinischen Länderverlust an kirchlichen Immobilien und Werten 
schadlos hielten. Dafür wurde folgender Ausgleich geschaffen: Die 
Gehälter der kirchlichen Würden- und Amtsträger in Bistümern und 
Pfarreien wurden fortan vom Staat bezahlt. So wird noch heute 
dieser Uraltzopf mit Napoleons Feldzug verteidigt.

Hat jemand schon einmal nachgerechnet, ob die „Schuld“ und 
Verpflichtung seit mehr als 200 Jahren nicht längst mit Zins und Zinses-
zins abgegolten sind? Denn niemand hat seit Napoleon an dieser 
Regelung gerührt: weder das Kaiserreich noch die Weimarer Republik, 
sogar das Dritte Reich nicht und auch nicht die Bundesrepublik.

Doch hier kommt das Grundgesetz ins Spiel: Dort ist festgehalten, dass 
diese Zahlungen zeitlich begrenzt sind und einmal enden müssen. 
Somit sind die jährlichen Millionen- und Milliardenzahlungen des 

müssen wir in das Jahr 1803 zurückgehen: Damals fielen die Lehen 
der Reichskirche an den Kaiser als obersten Lehnsherrn zurück. Man 
kann also gar nicht von einer „Enteignung“ sprechen, wie die Kirche es 
immer tut. M. a. W.: Die Kirche verlor eine Reihe von Besitztümern, mit 
denen der Kaiser bzw. das Reich die „weltlichen“ Fürsten entschädigte, 
die ihre Gebiete an Napoleon abtreten mussten. Seitdem zahlt der 
Staat der Kirche eine „Entschädigung“ von jährlich in Milliardenhöhe 
und ein Ende dieser Zahlungen ist nicht abzusehen …

Wie kann es denn sein, dass heute noch, mitten in einer Demokratie, 
auf schamlose Weise längst überholte und schon früher ungerechte, 
weil vor allem ungerechtfertigte und maßlose Relikte aus feudaler, 
absolutistischer Zeit zum Vorteil der Kirche konserviert werden? 
Eine Minderheit ohnehin schon betuchter und übermäßig versorgter 
Bischöfe und weitere Bediensteter der höheren Kirchenhierarchie 
erhalten in unserem Land ein fürstliches Staats-Gehalt, für das alle 
aufkommen müssen.

So geht es hier zunächst und in erster Linie darum, nüchtern zu 
informieren, wie Millionen, Abermillionen, Hunderte von Millionen 
letztlich Milliarden aus allen Geldbörsen des Landes und vom offiziell 
weltanschaulich neutralen Staat ausschließlich für konfessionell-kirchli-
che Zwecke – es müsste besser und wahrheitsgemäßer „Üppigkeiten“ 
heißen – abfließen. 

Bei uns wird heute immer noch mit Napoleon argumentiert, wenn 
dieser ganze Uraltzopf an Kirchenprivilegien verteidigt werden soll. 
Die Zeit ist hierzulande überreif für eine radikale Veränderung, die 
übrigens auch im Grundgesetz als bleibende Aufgabe festgehalten 
ist! Sie täte auch vor allem der Glaubwürdigkeit derer gut, die bei aller 
möglichen und unmöglichen Gelegenheit zur Hilfe und Mildtätigkeit 
gegenüber „Flüchtlingen“ und echt oder vorgeblich Benachteiligten 
aufrufen. Doch dazu müssten sie zuvor ihre überaus großen, durch 

nal Reinhard Marx, und der evangelische Landesbischof von Bayern, 
Heinrich Bedford-Strohm als Grundgehalt. Es kommt noch eine ganze 
Anzahl weiterer Vorteile hinzu: Ein Dienstwagen mit Fahrer, Wohnung 
mietfrei in bester Wohnlage, Repräsentationsbau und weitere Zulagen. 
Auch ein großer Teil des „Hofstaats“ wird vom Steuerzahler (nicht 
Kirchensteuer!) finanziert. Und womit wird das Ganze begründet? 
Warum subventioniert der Staat derartig die Kirchen-Macht? Dazu 

Hintergrund etc.) und Zulagen stark variieren.

Dabei gilt auch, dass die unterschiedlichen Stufen innerhalb der 
Besoldungsgruppen nach einer gewissen Zeit automatisch erreicht 
werden. Daher werden die Gehälter nach einer festgelegten Zeit 
erhöht. Das durchschnittliche Gehalt für einen erfahrenen Pfarrer 
liegt bei der Besoldungsstufe A 14.

Woher bekommen die Bischöfe ihr Geld?

Gerade wurde gezeigt, dass die Pfarrer der beiden Kirchen aus den 
Mitteln der Kirchensteuer bezahlt werden. Wie aber sieht dies nun 
bei den Bischöfen, Erz- und Weihbischöfen aus? Werden die auch 
aus Kirchensteuermitteln bezahlt?

Nein, diese Annahme ist grundfalsch! Die Gehälter der Bischöfe 
bezahlt der Staat, d.h. das entsprechende Bundesland, in dem das 
Bistum liegt – in einer Größenordnung, die bei jährlich ca. einer 
halben Milliarde Euro (!) liegt. Das geschieht völlig unabhängig 
von der Kirchensteu-er, die noch mal eigens berechnet und erhoben 
wird. Im Klartext: Jeder Bürger, ob Kirchensteuerzahler oder nicht, 
ob gläubiger Christ, Atheist, Agnostiker, Muslim oder Buddhist ist an 
der Zahlung der Bischofsgehälter beteiligt!

Diese Bezahlung erfolgt nach den Besoldungsstufen von Spitzenbeam-
ten. Auch sie variieren von Bundesland zu Bundesland. Die Eingangs-
stufe liegt bei B 6, was einem Grundgehalt von 8.000 – 9.000 Euro 
entspricht. Ein evangelischer Landesbischof und ein Erzbischof liegen 
bei B 9 bzw. B 10. Hier liegt das Grundgehalt bei ca. 13.000 Euro 
pro Monat. In Bayern liegt die Gehaltsstufe B 10 bei derzeit 12.820,78 
Euro: soviel erhalten der Erzbischof von München und Freising, Kardi-

diesem übernommen und somit aus Kirchensteuermitteln bezahlt.
Bei den evangelischen Pfarrern bzw. Pastoren erfolgt eine ähnliche 
Anlehnung an die Beamtenbesoldung. Der Vikar ohne Pfarrexamen 
muss sich als „Berufsanfänger“ mit knapp 2.000 Euro monatlich 
zufriedengeben, er „endet“ mit ca. 2.600 Euro. Der Pfarrer wird zu 
Beginn ebenfalls in die Besoldungsgruppe A 13 eingruppiert, was 
einem Grundgehalt von ungefähr 4.200 Euro entspricht. Der Verdienst 
kann durch weitere Besoldungsstufen (nach Berufserfahrung, familiären 

Oberstudienrates und werden somit wie ein Gymnasiallehrer bezahlt. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das: 3.400 – 5.000 Euro. Somit liegt der 
Pfarrer (bereits zu Beginn seiner beruflichen Laufbahn) im Vergleich 
mit anderen Berufsgruppen sozusagen „im Mittelfeld“, denn das 
derzeitige Durchschnittsgehalt in Deutschland wird mit ca. 3.700 
Euro im Monat angegeben.

Dazu kommt aber noch eine Reihe weiterer Vergünstigungen:
So sind (bzw. waren) ein Weihnachts- und Urlaubsgeld üblich, das sich 
ebenfalls an denen der jeweiligen Landesbeamten orientiert. Je nach 
Tätigkeit gibt es Zulagen für Religionsunterricht, Krankenhausseelsorge 
u.a.  Ferner werden in den Besoldungsordnungen der Bistümer noch 
Wohnungszulagen aufgeführt (i. H. v. einigen Hundert Euro). Wer 
als Priester im Generalvikariat eines Bistums tätig ist, erhält u. U. eine 
Zulage wie „Laien in vergleichbarer Funktion“. Schließlich gibt es noch 
Zulagen für weitere Ämter neben dem Pfarramt.

Die Wohnung ist ein weiteres Thema. Pfarrer unterliegen der sog. 
„Residenzpflicht“, d.h. sie sind verpflichtet, in eine Dienstwohnung der 
Kirche (Pfarrhaus) zu ziehen. Wert und Miete richten sich nach dem 
örtlichen Mietspiegel sowie staatlichen und steuerlichen Regelungen. 
Sie werden jedoch oft von der Höhe „gekappt“.

Vom obigen Bruttogehalt werden monatlich aber nur die Steuern und 
ein gewisser Eigenbetrag zur Krankenversicherung abgezogen. In die 
Renten- und Arbeitslosenversicherung zahlen Pfarrer nicht ein. D.h. 
ihnen bleibt monatlich weit mehr als den „normalen“ Arbeitnehmern. 
Zumal sie im Hinblick auf die Kranken-, Kfz-Haftpflicht- u.a. Versicherun-
gen die gleichen Vorzugstarife wie Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
genießen.

Auch die Pfarrhaushälterin müssen Pfarrer nur zum Teil aus eigener 
Tasche bezahlen: Je nach Bistum werden 50 bis 85 % der Kosten von 

Sternberg ist…
– seit 1974 Mitglied der CDU
– Mitglied im Landesvorstand der CDU Nordrhein-Westfalen
– Rundfunkrat des Westdeutschen Rundfunks, u.a. stellvertretender
   Vorsitzender des Programmausschusses
– Berater in der Kommission VIII (Wissenschaft) der Deutschen
   Bischofskonferenz
– Beisitzer im Vorstand der Kulturpolitischen Gesellschaft (KuPoGe)
– Honorarprofessor für Kunst und Liturgie an der Westfälischen
   Wilhelms-Universität
– Kuratoriumsmitglied am Max-Planck-Institut für molekulare
   Biomedizin
– Mitglied im Kuratorium oder Beirat diverser (kathol.) Stiftungen,
   Werke und Gesellschaften

Wer bezahlt eigentlich 
die Gehälter der Pfarrer?

Katholische Pfarrer und andere. in der Gemeinde bzw. Seelsorge tätige 
Mitarbeiter (Pastoral- und Gemeindereferenten bzw. -referentinnen) 
werden von den Bistümern (Diözesen) bezahlt, denen sie angehören. 
Diese kommen auch für spätere Versorgungsleistungen auf. Diese 
Zahlungen erfolgen aus Kirchensteuermitteln.

Die Bezahlung der Pfarrer orientiert sich an der Besoldung von Beam-
ten im höheren Dienst. Kapläne bekommen als „Berufsanfänger“ 
erheblich weniger. Wie sich jedoch die Beamtengehälter je nach 
Bundesland unterscheiden, so weisen auch die Pfarrersgehälter u. U. 
eine erhebliche Spannweite auf. Zu Beginn erhalten Pfarrer beider, 
d.h. der katholischen und evangelischen Kirche ein Grundgehalt 
nach der Stufe A 13, d.h. das Grundgehalt eines Studien- bzw. 

Zur Europawahl 2019: Keine Nationalisten ins Europaparlament, 
denn es wäre „sträflich, populistischen Gruppen den Zugang zum 
Europäischen Parlament zu verschaffen … Wir rufen also dazu auf, 
sich für Europa zu engagieren, wählen zu gehen und keine Partei 
zu wählen, die nationalistische Parolen in dieses Parlament tragen 
wollen.“

das offenbar vom ZdK geteilt wird: statt die katholischen Anliegen in 
Gesellschaft und Politik zu tragen, möge sich die Kirche mehr der Welt 
öffnen. Sie muss im Dialog mit evangelischen Mitchristen, Säkularen, 
Muslimen etc. ihre Anliegen vertreten, insbesondere auch den Schutz 
der Flüchtlinge. Zum Ökumenischen Kirchentag (früher: Katholikentag) 
in Frankfurt 2021 meint er, dass die Schwerpunkte sein werden:

– „das Zusammenleben zwischen Konfessionen, Religionen und
   Nationen sowie zwischen den Geschlechtern und Generationen“
– „der Komplex der internationalen Verantwortung vom Klima-
   wandel bis zum fairen Handel“
– „die Finanzmetropole Frankfurt mit den Stichworten: Geld,  
   Herrschaft und Macht“ und schließlich
– Fragen des Glaubens und der Spiritualität

Thomas Sternberg und die AfD:
Sternberg warnte bereits 2017 vor einer Wahl der AfD 
(AfD: „… missbrauchte damit sein Amt als Präsident der katholischen 
Laienvertretung, um Politik zu machen“). Begründung: Sie sei eine 
Gefahr für die Demokratie. Rechtspopulistische Bewegungen bedrohen 
massiv den europäischen Gedanken: „Deshalb warnen wir ganz offen 
davor, eine rechtspopulistische Partei wie die AfD zu wählen“
September 2018 Sternberg warnt erneut davor, die AfD zu wählen. 
Er sieht Parallelen zum Nationalsozialismus und bewertet sie als offen 
rechtsradikal. Alexander Gauland bediene eine rechtsradikale Klientel 
und führe eine rechtsradikale Klientel und führe eine rechtsradikale 
Partei. O-Ton Sternberg: In der Endphase der Weimarer Republik 
habe es „auch eine Partei gegeben, die Ungeheuerlichkeiten in die 
Parlamente getragen“ habe.

Der ZdK-Chef warnte zugleich davor, Zuwanderung zu dämonisieren 
und zur alleinigen Ursache aller politischen und gesellschaftlichen 
Probleme zu stilisieren.

Prof. Dr. Thomas Sternberg und das ZdK

Thomas Sternberg ist seit 2015 Präsident des Zentralkomitees deutscher 
Katholiken (ZdK). Er wurde 2017 für vier Jahre wiedergewählt.

Das ZdK ist das höchste repräsentative Gremium der deutschen 
katholischen Gläubigen, der Laien (das „Volk“ im Gegensatz zum 
Klerus, den „Geistlichen“). Es vertritt diese „bei der gesellschaftlichen 
Meinungsbildung“ (allerdings melden sich immer wieder auch 
katholische Laien und Vereinigungen zu Wort, die das ZdK nicht als 
ihre Vertretung verstehen!) und koordiniert das Laienengagement 
in der Kirche. Die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen sollen 
die katholischen Anliegen in Gesellschaft und Politik tragen. Es ist 
für die Planung, Vorbereitung und Durchführungen der Deutschen 
Katholikentage verantwortlich.

Der Sitz ist (noch) in Bonn. 2022 soll der Umzug nach Berlin erfolgen. 
Denn für eine Organisation mit vorwiegend politisch-gesellschaftlichen 
Aufgaben ist die Nähe zum politischen Geschehen und Gestalten von 
„zentraler Bedeutung“. Hier gestalte sich auch das Zugang zur Presse 
und sonstigen Medien in der Hauptstadt „erheblich leichter.“

Zuvor war Sternberg 
– von 2005 bis 2017 Landtagsabgeordneter in Nordrhein-
   Westfalen (CDU)
– 1988 bis 2016 Direktor der Katholisch-Sozialen Akademie in  
   Münster
– 1997 bis 2013 Sprecher für kulturpolitische Grundfragen im ZdK
– 2003 bis 2007 sachverständiges Mitglied der Enquete-Kommis-
   sion „Kultur in Deutschland“ des Deutschen Bundestages.

Thomas Sternberg ist verheiratet und hat 5 Kinder. Er hat ein Bild vom 
„Gottesvolk“ (Kirche, die Gemeinschaft der Gläubigen) entwickelt, 

schwere charakterliche Seenot“ vorgehalten, denn er habe die 
nachweislich gesunkenen Zahlen ertrunkener Migranten eigenmäch-
tig nach oben „korrigiert“.

Anfang Juni 2019 besucht er die „Sea Watch 3“ und sprach privaten 
Flüchtlingshelfern „Mut zu, die Migranten auf dem Mittelmeer aus 
Seenot (!) zu retten.“

Er wendet sich bei dieser Gelegenheit auch gegen die 
„Kriminalisierung“ der Menschen, die die zivile Seenotrettung 
durchführen: „Das Verhalten und auch das Reden des italienischen 
Innenministers ist aus meiner Sicht in tiefem Widerspruch zu allem, 
wofür das Christentum steht.“ Und: „Es gehört zu den Grundpflichten 
des Menschseins und erst recht zu den christlichen Grundpflichten, 
dass man Menschen, die in Seenot sind, hilft.“

Bereits oben wurden seine wichtigsten Ämter und Funktionen genannt. 
Darüber hinaus ist er

– seit 2008: Direktor der Dietrich-Bonhoeffer-Forschungsstelle
   für Öffentliche Theologie an der Universität Bamberg
– seit 2008: Geschäftsführender und verantwortlicher Herausge-
   ber der Zeitschrift „Evangelische Theologie
– Mitglied des Afrika-Ausschusses von „Mission Eine Welt“
– Mitglied des Senats der Universität Bamberg
– Mitglied der Ethik-Kommission der Universität Bamberg
– Mitglied des Fachkreises Ethik der Gemeinschaft Evangelischer
   Kirchen in Europa (GEKE)
– Außerplanmäßiger Professor an der Universität Stellenbosch/
   Südafrika
– Mitglied der (3.) Bilateralen Arbeitsgruppe der Deutschen Bi-
 schofskonferenz und der Kirchenleitung der Vereinigten
   Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands

doch das Programm kennen musste.

3. Marx und Bedford-Strohm wieder an gemeinsamer Front.

Derzeit sind Reinhard Kardinal Marx und Bischof Bedford-Strohm als 
Unterstützer für NGOs unterwegs, die als sog. Seenotretter im Mittel-
meer wirken. Andererseits wurde dem EKD-Chef kürzlich „ganz 

legten dort ihr Brustkreuz ab, „um die muslimischen Gastgeber nicht 
zu beunruhigen“ (O-Ton). Dies wurde jedoch von weiten Teilen der Be-
völkerung als „Verleugnung des Kreuzes“ ausgelegt und entsprechend 
kritisiert. Mit anderen Worten: es kam zu einem heftigen Eklat wegen 
dieser vermeintlichen interreligiösen „Rücksichtnahme“.

2. „Klare Kante“ gegen die AfD:
Bedford-Strohm lud die AfD vom Evangelischen Kirchentag 2019 aus, 
denn die „Grenzen (…) sind erreicht, wo sich jemand menschenverach-
tend oder rassistisch äußert.“ Die Ereignisse in Chemnitz zeigten die deut-
liche Radikalisierung der AfD. Er bezeichnet die Mitglieder der AfD als 
Radikale, deren Werte mit denen des Christentums nicht vereinbar seien 
und die deshalb kein Podium auf dem Kirchentag erhalten dürfen. Und 
weiter: „Es gibt in der AfD Leute, die rechtsextreme Positionen vertreten, 
die vieles kaputt zu machen versuchen, was in diesem Land aufgebaut 
wurde.“ Bereits Ende 2018 meinte er, an der AfD-Spitze „Aussagen, die 
im tiefen Widerspruch zum christlichen Glauben stehen“, feststellen zu 
müssen. Daher forderte er eine „klare Kante gegen die Abwertung von 
Menschengruppen aufgrund ihrer Religion.“

Letztlich führte diese Haltung dazu, dass auf dem Evangelischen 
Kirchentag praktisch alle – auch winzigste – Minderheiten insbesondere 
sexueller und ideologischer Natur – ein Podium finden konnten, nur nicht 
die AfD. Ihm ist es offenbar entgangen, dass sich die „Evangelischen“ 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit vom Evangelium entfernen und 
sich einem ganz bestimmten Zeitgeist anbiedern. Zeigte doch der dies-
jährige „Evangelische Kirchentag“ zumindest, dass in der evangelischen 
Kirche mittlerweile so gut wie alles erlaubt und möglich ist – inklusive 
„Vulvenmalen“: in diesem Workshop malten Frauen ihre Geschlechtsteile, 
„um Scham zu verlieren und freier mit ihrem Geschlecht umzugehen ...“ 
Bezeichnenderweise nannte sich ein weiterer Programmpunkt für Frauen 
„schöner kommen“. Auf Befragen stellte sich Bedford-Strohm unwissend, 
obwohl er als einer der Hauptinitiatoren und Gestalter des Kirchentags 

Bischof Heinrich Bedford-Strohm 
und der Rat der EKD

2014 wurde Heinrich Bedford-Strohm von der Synode der Evangeli-
schen Kirche Deutsch-lands (EKD) zum Ratsvorsitzenden der EKD 
gewählt. Die Amtszeit beträgt 6 Jahre. Zuvor wurde er 2011 zum 
Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern gewählt. 
2010 –2013 war er stellvertretender Vorsitzender der Kammer für 
Soziale Ordnung der EKD (Sozialkammer), deren Mitglied er seit 
2000 ist.

H. Bedford-Strohm arbeitete und arbeitet in einer Vielzahl von nationa-
len und internationalen kirchlichen Institutionen mit, zum Beispiel:

– Internationale Arbeitsgruppe für Bioethik des Weltkirchenrats
– Bis 2011 Vorsitzender der Gesellschaft für Evangelische Theologie
– 2006 Theologischer Berater bei der 9. Vollversammlung des  
   Weltkirchenrates

H. Bedford-Strohm ist Mitglied der SPD. Er gehört zu den Unterstützern 
der Charta der Digitalen Grundrechte der Europäischen Union vom 
November 2016.

Seit 1985 ist Heinrich Strohm mit der Psychotherapeutin Deborah 
Bedford aus Boston (USA) verheiratet. Seitdem trägt das Ehepaar den 
Namen Bedford-Strohm. Sie haben 3 Söhne. Sein Bruder Christoph 
Strohm ist Professor für Kirchengeschichte an der theologischen Fakultät 
der Universität Heidelberg.

Politisch auffällig wurde Bedford-Strohm vor allem bei:

1. „Kreuzabnahme“ in Jerusalem:
Im Oktober 2016 besuchte er mit Kardinal Reinhard Marx den 
Tempelberg und Felsendom sowie die Klagemauer in Jerusalem. Beide 

Zusätzlich zu den oben unter Punkt 1 genannten Zugehörigkeiten ist 
Marx Mitglied:

– im Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und Frieden (seit 2010)
– Mitglied der Kongregation für das Katholische Bildungswe 
   sen (seit 2010)
– im Päpstlichen Rat für die Laien (seit 2014)
– der Kongregation für die orientalischen Kirchen (seit 2014)
– des Päpstlichen Wirtschaftsratssekretariats (seit 2014)

Zugehörigkeiten und Tätigkeiten im Heiligen Land (Israel, Gaza, 
Palästina und Jordanien):

– 1990 Ernennung zum Großoffizier des Ritterordens vom Hei-
   ligen Grab zu Jerusalem
– 1993 „Kaplan Seiner Heiligkeit“
– seit 2006: Großprior (= Kommandeur) der Deutschen Statthal-
   terei des Ritterordens vom Heiligen Grab zu Jerusalem

Beim Ritterorden vom Heiligen Grab handelt es sich um eine päpstliche 
Laiengemeinschaft aus Rittern und Ordensdamen, die aus Verheirate-
ten und Unverheirateten besteht und Christen im Heiligen Land (s.o.) 
unterstützt. Die Mitglieder verpflichten sich zu einer vorbildlichen christ-
lichen Lebensführung und zur geistlichen wie materiellen Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land. Der Orden trägt durch seine Spenden 
und Tätigkeiten Schulen, Kinderheime, Krankenhäuser, Sozialstationen 
und Altersheime.

– seit März 2011: Mitglied der Ethikkommission für sichere Ener-
   gieversorgung
– seit seinem Studium Mitglied des Verbands der Wissenschaft
   lichen Katholischen Studentenvereine Unitas e. V. 
– Ehrenmitgliedschaft mehrerer (katholischer) Studentenverbindun-
   gen des CV und KV

der medienfaszinierte Kardinal springt diesbezüglich lieber dem 
Mainstream bei – auch das kennen wir aus 1933.
Das Wort „Asyltourismus“ missbilligte R. Marx scharf: es klingt, „als 
wären da Leute unterwegs in die Ferien“ (...).

4. Welche Zugehörigkeiten zu Verbänden und NGOs gibt es?

wollte, was legitimes Ziel einer jeden Gesellschaft ist. Das räumte 
Marx auch ein, meinte jedoch, dass in diesem Fall die Bedenken 
„ohne jegliche wissenschaftliche Grundlage“ erhoben worden seien – 
im Rahmen einer Instrumentalisierung, um bestimmte Religionsgemein-
schaften zu stigmatisieren. Das nannte er „sehr besorgniserregend“, 
um zugleich seine Solidarität Vertretern jüdischer und islamischer 
Gemeinschaften gegenüber auszusprechen. Vor der COMECE 
bezeichnete er jeden Angriff auf die Religionsfreiheit als inakzeptabel 
und mahnte einen „besonderen Respekt gegenüber einigen Prinzipien 
und Verpflichtungen“ an.

Juli 2018: Contra AfD

Bereits im Herbst 2015 sah R. Marx die christliche Identität in Gefahr, 
wenn Flüchtlingen nicht geholfen würde. Dies bedeute ihm zufolge als 
Erstes, dem Nächsten zu begegnen, der schwach ist. Im Februar 2016 
springt R. Marx auf den Fake-News-Zug der Mainstreammedien auf, 
die fälschlich davon berichtete, die AfD wolle auf Flüchtlinge an der 
Grenze schießen – was natürlich völliger Unsinn ist! Marx bezeichnete 
dies medienwirksam als „inakzeptabel und menschenfeindlich“. Partei-
en, die so etwas äußerten, „sind keine Alternative für Deutschland“. 
Hätte er stattdessen das vollständige Interview gelesen, wären solch 
unsäglichen Aussagen seinerseits wahrscheinlich nicht entstanden, 
aber wer weiß das schon… .

Im Juli 2018 glaubte R. Marx, einen „Trend (…) zum Nationalen, zu 
Selbstbehauptung“ beobachtet zu haben und schloss: „Nationalist 
sein und katholisch sein, das geht nicht“. Insoweit stimme ich ihm zu, 
denn Nationalisten sind wir von der AfD nicht – wir sind Patrioten. 
Der Unterschied sollte Marx eigentlich klar sein: Nationalisten stellen 
ihr Land über alle anderen – wohin das führte, sah man 1933. Wir 
von der AfD sind Patrioten, wir lieben unser Land und wollen für die 
Bürger nur das Beste. Das ist ein himmelweiter Unterschied, aber 

ten in eine derartige gesellschaftliche Maßnahme alle einbezogen 
werden: Christen, Muslime, Juden und „jene, die gar nicht gläubig“ 
sind. Marx wurde daher aus Katholikenkreisen eine soziologische 
Sichtweise und „Synkretismus“ (= wenn man diverse, nicht nur 
religiöse Brocken und Versatzstücke „zusammenkippt“ und daraus 
etwas Neues oder einen neuen Aufguss macht). Marx habe den 
katholischen Glauben instrumentalisiert und so in verfälschender 
Verweltlichung zur Verbreitung der linksliberalen politischen Ideolo-
gie des Mainstreams beigetragen. M. Söder hingegen bezeichnete 
das Kreuz als „sichtbares Bekenntnis zu den Grundwerten der 
Rechts- und Gesellschaftsordnung“. Es soll vielmehr die „geschichtli-
che und kulturelle Prägung“ des Freistaats zum Ausdruck bringen. 
Er begreift das Kreuz als Zeichen der Identität. (Tatsache ist schon, 
dass viele Ideen der Philosophie, des Humanismus, der Aufklärung 
und moderner Politik auf christlichen Ideen und Wurzeln beruhen 
– man denke etwa an das Motto der Französischen Revolution: 
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit! Letztere würde heute wohl eher 
„Solidarität“ heißen). Marx hingegen wirft Söder vor, das Kreuz 
hier nur als „kulturelles Symbol“ gesehen zu haben. Andere beschul-
digten ihn, Söder, aus wahlkampftaktischem Kalkül so gehandelt zu 
haben.

Februar 2018: Angriff auf das Grundrecht der Religionsfreiheit?

Damals kritisierte R. Marx den in Island von Parlamentsmitgliedern 
vorgelegten Gesetzesentwurf zum Verbot der Beschneidung von 
Jungen als einen „gefährlichen Angriff auf die Religionsfreiheit“. 
Zugleich forderte er die EU auf, diese „Bedrohung der Grundrechte“ 
zu verhindern. Die Gesetzesvorlage sah Freiheitsstrafen bis zu mehre-
ren Jahren vor, wenn einem Kind ein körperlicher Schaden oder eine 
sonstige gesundheitliche Beeinträchtigung durch das „ganzheitliche 
oder teilweise Entfernen von Sexualorganen“ eigebracht wird. Der 
Hintergrund war, dass man die Gesundheit von Kindern schützen 

(kirchen-) historisch, theologische und exegetisch (d.h. von der 
Analyse und Interpretation der Schriften und Quellen her) zumindest 
äußerst fraglich und mehr als umstritten ist.

3. Politische Verfasstheit (Organisation), Statements und „Auffälligkeiten.“

Zuvor: Katholische Geistliche dürfen im Gegensatz zu evangelischen 
Amtsinhabern in keiner Partei Mitglied sein bzw. öffentlich für sie 
eintreten oder sich anderweitig politisch festlegen und betätigen. Sie 
müssen vielmehr bereit sein, allen Menschen zu dienen, d.h. diese 
Neutralität soll ermöglichen, zu allen in Beziehung treten zu können. 
Er muss überall als neutraler Ansprechpartner erkennbar sein. Oder 
theologisch begründet: In der Nachfolge Jesu muss sich der Blick auf 
alle richten.

Im Oktober 2016 besucht R. Marx zusammen mit Landesbischof Hein-
rich Bedford-Strohm das Heilige Land und beide legen – eigener Aus-
sage zufolge – „aus Respekt vor den Gastgebern“ am (muslimischen) 
Felsendom und der (jüdischen) Klagemauer ihr Brustkreuz ab. In der 
Öffentlichkeit wird das jedoch als Verleugnung angesehen, denn eine 
solche Geste käme einer Unterwerfung gleich. Wo ist hier das christli-
che Bekenntnis geblieben, dass doch mit dem der anderen Religionen 
zumindest gleichberechtigt ist bzw. sein sollte? Stattdessen wurde 
das Kreuz in – so merkt eine Priestergemeinschaft an – „skandalösem 
Verrat“ abgelegt.

April 2018: Der bayerische „Kreuzerlass“

R. Marx übt harsche Kritik am bayerischen Ministerpräsidenten 
Markus Söder und attackiert ihn geradezu wegen dessen Beschluss, 
in allen Behördengebäuden unter der Verwaltung des Freistaats 
Bayern Kreuze anbringen zu lassen („Kreuzerlass“). Damit habe 
Söder „Spaltung und Unruhe“ hervorgerufen. Begründung: Es müss-

   wirtschaft zu einer europäischen, internationalen „Solidaritäts- 
   und Verantwortungsgemeinschaft“ weiterentwickelt wird. Dazu  
   gehört auch evtl. ein staatliches Eingreifen in den freien   
   Markt, der sonst Gefahr läuft, bestimmte öffentliche Güter (z. B.  
   Bildung und Gesundheit) nicht so bereitstellen zu können,  
   dass sie für jede Person zugänglich sind
– Die Seele Europas ist nicht der Euro. Europa ist nicht zum  
   Geldverdienen da, sondern hat eine „geistliche und geistige  
   Berufung“
– Europa braucht eine „neue Fortschrittsidee“ und soll am besten  
   selbst zu einer solchen Idee werden. Das geht nicht über rein  
   technische und materielle Fragen und deren Beantwortung in
   Form von „Notoperationen“ und Krisentreffen. Es muss wieder
   Grundsätzliches auf die politische Agenda 
– Arbeit an einer europäischen Identität im Sinne einer positiven  
   Vision vieler Völker und Menschen auf dem Kontinent
– Wichtige Stichworte für die Arbeit der COMECE sind Men-
   schenwürde, soziale Mindeststandards und eine entsprechende  
   Gesellschaftspolitik
– Die Christen sind in alledem die Akteure, auf die es ankommt,
   indem sie ihre Ideen für eine Neuordnung der weltweiten Finanz-  
   und Wirtschaftsordnung einbringen. Als ein Kommunikations
   forum wird etwa ein europäischer Katholikentag angeregt.

2. Wer sind „Lebenspartner“, Familie, Freunde etc.?

Als katholischer Geistlicher ist Herr Marx nicht verheiratet und hat 
demzufolge auch keine eigene (Kern-) Familie. Er bekräftigt bei 
Ansprachen und Priesterweihen vielmehr das Festhalten der katholi-
schen Kirche am Zölibat, der ehelosen Lebensform ihrer Priester 
und Geistlichen. Er stellt auch in Zukunft „ein wichtiges Zeugnis“ 
in der und eine „kostbare Gabe“ für die Kirche dar. Dabei beruft 
Herr Marx sich auf die Ehelosigkeit als Lebensform Jesu, die jedoch 

COMECE bildet seit 1980 die Schnittstelle der römisch-katholischen 
Kirche zu den europäischen Institutionen. Sie leistet in Brüssel sozusa-
gen „kirchliche Lobbyarbeit“. Ihre Rechtsstellung in den EU-Mitglieds-
staaten ist im Amsterdamer Vertrag von 1997 geregelt. Die Ziele 
sind, im Hinblick auf die aktuelle Situation in Europa, die Zukunft der 
Eurozone und der europäischen Einigung u.a.:

– Hinwirken in der EU, dass das Konzept der Sozialen Markt 

Kardinal Reinhard Marx und 
die Deutsche Bischofskonferenz

1. Wer ist der Hauptakteur an der Spitze der römisch-katholischen 
Kirche Deutschlands?

Reinhard Kardinal Marx ist 2014 für 6 Jahre zum Vorsitzenden 
der Katholischen Deutschen Bischofskonferenz gewählt worden. 
Damit steht er an der Spitze der deutschen Bischöfe. Innerhalb der 
Deutschen Bischofskonferenz ist er Mitglied der Kommission für 
gesellschaftliche und soziale Fragen (seit 2004 deren Vorsitzender) 
sowie der Kommission Weltkirche. Sein Ziel: Er will die katholische 
Kirche „zu einer Stimme machen, die in diesem Land gehört wird.“

Die Bischofskonferenz ist das Führungsgremium der katholischen 
Kirche in Deutschland. Sie ist bspw. für übergreifende Fragen derSeel-
sorge oder internationale Kontakte zuständig. Ihr Vorsitzender spielt 
eine herausragende Rolle, d.h. ihm kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Auch wenn er seinen Bischofskollegen gegenüber nicht weisungs-
befugt ist, so ist er doch eine Art Sprecher zu wichtigen kirchlichen und 
tagespolitischen Fragen. Vor allem muss er auch zwischen den nicht 
selten widerstreitenden Interessen der Bischöfe vermitteln. Zuvor war 
er von 2001 bis 2007 Bischof von Trier. Seit 2007 ist er Erzbischof 
(„Oberbischof“) von München und Freising, 2010 wurde Reinhard 
Marx in das Kardinalskollegium aufgenommen. 2013 wurde er vom 
Papst zum Mitglied des Kardinalsrats bestellt. In dieser Funktion berät 
er den Papst bei der Leitung der Weltkirche, regelt auch die Organisa-
tion von Kurie und Kirche.

Von 2012 bis 2018 war Reinhard Marx Präsident der Kommission der 
Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft (COMECE). Zuvor 
war er dort seit 2006 Delegierter und seit 2009 deren Vizepräsident).

der evangelischen oder katholischen Kirche sein werden. D.h.: bis 
2060 könnte sich die Zahl der Kirchenmitglieder in Deutschland der 
Prognose zufolge halbieren.

Auch hier fragt man sich nach den Motiven und gibt immer wieder 
Studien und Umfragen in Auftrag. Wie in der katholischen, so ist auch in 
der evangelischen Kirche die Kirchensteuer weniger ausschlaggebend. 
Sie ist oftmals jedoch der letzte Tropfen, der das Fass der Entfremdung 
zum Überlaufen bringt. Die wesentlichen Gründe sind vielmehr:

– Befremden über Aussagen und Tun der Kirchenvertreter führt
schließlich zur Entfremdung von der Kirche, 

– Glaubwürdigkeitskrise der Kirche selbst,
– entscheidend ist zudem ihr Erscheinungsbild und
– persönlich enttäuschende Erlebnisse und Skandale.

Sehr häufig treten auch Personen aus, die gar keine oder nur eine 
vergleichsweise geringe Kirchensteuer zahlen. Die Steuereinnahmen 
der evangelischen Kirche steigen trotzdem. Sie betrugen bspw.

– 2007: 4,2 Milliarden Euro
– 2018: 5,79 Milliarden Euro

Zum Vergleich die Zahlen für die katholische Kirche:
– 2007: 4,7 Milliarden Euro
– 2017: 6,4 Milliarden Euro

Die kontinuierliche Steigerung der Einnahmen ist insbesondere auch 
darauf zurückzuführen, dass sich die Generation der „Babyboomer“ 
derzeit lebens- und arbeitsbiographisch in der Phase der höchsten 
Gehälter und somit der entsprechenden Steuerzahlungen befindet. Es 
ist jedoch bereits absehbar, dass sie bis spätestens 2035 verrentet 
sein wird. Dann kann der finanzielle Ausfall nicht mehr ausreichend 
durch nachfolgende Generationen ausgeglichen werden. Folglich ist 
damit zu rechnen, dass sich bis 2060 nicht nur die Mitgliederzahlen, 
sondern auch die Kirchensteuereinnahmen in etwa halbieren werden.

den Kirchenaustritten auch die Sterbefälle mitgezählt (zum Vergleich: 
bei den Katholiken betrug der Abgang 309.000). Bei beiden liegt die 
Zahl der Beerdigungen weit höher als die Anzahl der Taufen, Eintritte 
und Wiedereintritte.

Finanzwissenschaftler der Universität Freiburg haben ausgerechnet, 
dass in ca. 40 Jahren nur noch 22,7 Millionen Deutsche Angehörige 

lischen Kirche beschäftigt.

2018 belief sich auch die Anzahl der Kirchenaustritte auf ca. 
220.000. Diese Zahl lag um 11,6 % über der des Vorjahres. Nicht 
nur in der katholischen, auch in der evangelischen Kirche sind 2018 
überproportional viele Menschen aus der evangelischen Kirche 
ausgetreten. Die Austrittszahlen sind in etwa vergleichbar.

Hier greift auch die Tatsache, dass die kirchliche Bindung in West- 
und Ostdeutschland sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im Osten der 
Bundesrepublik gibt es sehr viel mehr Konfessionslose. Deren Anteil 
und der anderer Religionen ist in den vergangenen Jahrzehnten in 
Deutschland stark angestiegen.

Gegenwärtig sinken die Kirchenmitgliederzahlen bundesweit. Das 
liegt vor allem an der demographischen Entwicklung, vielen Austritten 
und wenigen Taufen. Dennoch kann man bislang die Strukturen in 
Bildung und Erziehung, Kultur und sozialen Diensten aufrechterhalten.

Das wiederum liegt an den Einnahmen aus der Kirchensteuer, 
die 2017 5,67 Milliarden Euro und 2018 5,79 Milliarden Euro 
betrugen. Der Rückgang der Mitgliederzahlen hatte bis dahin noch 
keine sichtbaren Auswirkungen – vielmehr führten die Konjunktur 
sowie die Entwicklung der Löhne und Einkommen zu einem leichten 
Anstieg des Kirchensteueraufkommens.

Fazit:
Trotz zunehmenden Mitgliederschwunds ist mehr als die Hälfte der 
Deutschen Mitglied einer der beiden „christlichen Großkirchen“. 
In Prozentwerten ausgedrückt bedeutet das: 53,2 % (2017: 54,2 
%). Nichtsdestotrotz nähert sich die Anzahl der Mitglieder beider 
Kirchen immer mehr der 50-%-Marke. 2018 betrug der tatsächliche 
Rückgang der Protestanten real ca. 395.000 – hierbei wurden neben 

Wahrnehmung aller nach außen gerichteten Gemeinschaftsaufgaben. 
So vertritt er insbesondere die Anliegen der evangelischen Kirche(n) 
gegenüber der Bundesregierung und der politischen Öffentlichkeit. 
Im Namen der 20 Gliedkirchen nimmt er in diesem Zusammenhang 
auch zu Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Lebens Stellung. 
An der Spitze des Rates steht seit 2014 der Landesbischof der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern, Heinrich Bedford-Strohm.

In den Gemeinden sind die Pastoren und Pastorinnen der jeweiligen Lan-
deskirche tätig. Ihnen steht der Kirchenvorstand zur Seite, der sie auch 
beruft bzw. „einstellt“, wenn eine Pfarrstelle frei wird. Der Kandidat 
muss sich ganz regulär darauf bewerben. Der Pastor bzw. die Pastorin 
kann noch von einem Vikar bzw. einer Vikarin unterstützt werden, die 
dem katholischen Kaplan (Neupriester) vergleichbar sind. Eine weitere 
Funktion in diesem Zusammenhang ist die des Bevollmächtigten des 
Rates der EKD. Als „Krchendiplomat“ stellt er das Bindeglied zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und der evan-
gelischen Kirche dar. Somit ist er der direkte Ansprechpartner für die 
deutschen und europäischen politischen Organe. Damit vertritt er auch 
ihnen gegenüber die Anliegen der evangelischen Kirche. Sein Dienstsitz 
befindet sich in Berlin. Von dort unterrichtet er den Rat der EKD über die 
jeweils aktuelle politische Lage und Entwicklung.

2018 umfasste die EKD ca. 21,14 Millionen Mitglieder – das sind 
25,4 % der Bevölkerung Deutschlands. Die Zahlen sind jedoch 
rückläufig: gegenüber dem Vorjahr sind sie um ca. 1,8 % gesunken.

Gewählte Ehrenamtliche und ordinierte Theologen und Theologinnen 
teilen sich in die Leitungsverantwortung innerhalb der Kirchen: Heute 
sind ca. 132.000 Gemeindeglieder bspw. in den Kirchenvorständen 
und ca. 24.000 Hauptamtliche (Pfarrer/Pfarrerin, Vikar/Vikarin) in 
ca. 14.000 Gemeinden tätig. Des Weiteren waren in 2018 241.261 
Mitarbeiter aller Art (z. B. im sozial-karitativen Bereich) in der evange-

„Mischform“) geprägt, sondern im Allgemeinen auf ein bestimmtes 
(historisch bedingtes) Gebiet begrenzt. Das evangelische Kirchenwe-
sen ist auf allen Ebenen föderal aufgebaut. Die EKD ist nun die 
notwendige zentrale Institution bzw. das Dach, unter dem sie die ihr 
übertragenen Gemeinschaftsaufgaben wahrnimmt.

Die demokratisch verfassten und gewählten Leitungsgremien der EKD 
sind:

– Synode (Parlament für Beschlussfassungen)
– Rat (Mittler mit Integrationsfunktion) 
– Kirchenkonferenz (Direkte Verantwortung der Landeskirchen)

Ihre Geschäfte nimmt das Kirchenamt der EKD wahr.

Die Synode berät und beschließt – dem Bundestag in der Politik 
vergleichbar – die Angelegenheiten der EKD. Sie besteht aus 120 
Mitgliedern. 100 von ihnen werden durch die Synoden der 20 Landes-
kirchen gewählt. Weitere 20 beruft der Rat aus Persönlichkeiten, die 
für das Leben der Gesamtkirche und die Arbeit der kirchlichen Werke 
wichtig und bedeutsam sind. In der Regel kommt die Synode einmal im 
Jahr zusammen.

Auch die Landeskirchen werden von demokratisch gewählten Synoden 
geleitet. So tragen die Gemeinden und die „Werke“ (Diakone u.a.) 
das „Dach“ der EKD entscheidend mit.

Die Kirchenkonferenz ist sozusagen wie der „Bundesrat“ und wird 
von den Leitungen der Gliedkirchen gebildet. Hier findet die direkte 
Mitverantwortung und Einflussnahme der Landeskirchen für die EKD 
ihren Niederschlag.

Der Rat ist für die Zusammenarbeit der kirchlichen Werke und 
Verbände verantwortlich. Seine wichtigste Funktion liegt jedoch in der 

griff für Kirchen, die in der Tradition der Reformation stehen. Sie ist 
auf einem basisorientierten Konzept, d. h. von den Gemeinden her 
aufgebaut. Damit wird auch die Eigenständigkeit der Kirchen betont.
Die EKD ist der Zusammenschluss der lutherischen, reformierten und 
sonstigen Landeskirchen. Der Einfachheit halber soll nachfolgend 
von der „evangelischen Kirche“ die Rede sein. Diese Kirchen werden 
als Landeskirchen bzw. „Gliedkirchen“ bezeichnet. Sie sind nicht nur 
durch ein bestimmtes Bekenntnis (lutherisch, reformiert oder in einer 

ein großer Vertrauensverlust und Misstrauen. Man kann durchaus 
sagen, dass die Kirche in vielem, was ihre Vertreter gesagt und 
getan haben, ihre Glaubwürdigkeit verspielt hat. Hinzu kommt, dass 
die, denen die Kirche noch am Herzen liegt, keine Veränderungen in 
ihr wahrnehmen. Das alles stellt die Kirche natürlich vor enorme Her-
ausforderungen: Sie wird sich grundlegend wandeln und glaubhaft 
zu ihrem „Kerngeschäft“ der Glaubensverkündingung („Neu-Evange-
lisierung“) zurückkehren müssen, will sie die verlorene Glaubwürdig-
keit und das verspielte Vertrauen wiederherstellen. Dazu gehören 
insbesondere Ehrlichkeit, Transparenz und angemessene Antworten 
auf die Fragen unserer Zeit (und kein „Wohlfühlpopulismus“!). Das 
heißt zunächst vor allem, die Erwartungen und Sorgen der Menschen 
überhaupt wahr- und dann auch ernst zu nehmen!

Die Evangelische Kirche Deutschlands: 
Struktur, Organisation sowie Zahlen, 
Daten und Fakten

Was bedeutet eigentlich „evangelisch“? „Dem Evangelium gemäß“. 
Man kann das als Ideal einer Kirche ansehen, doch zumeist wurde der 
Begriff zur deutlichen Abgrenzung zur katholischen Kirche gebraucht 
und verstanden.

Da sich aber auch die katholische Kirche auf Jesus und sein Evange-
lium beruft, spricht man heute eher von den „beiden großen christli-
chen Kirchen in Deutschland“. Denn: strenggenommen gibt es „die“ 
evangelische Kirche gar nicht. Vielmehr gibt es „nur“ einen Dachver-
band, unter dem eine Vielzahl von selbstständigen, protestantischen 
Kirchen vereint ist. Dieser Dachverband ist die „Evangelische Kirche 
in Deutschland“ (EKD). Sie ist der Zusammenschluss von 20 Kirchen. 
Deshalb ist die Bezeichnung „evangelische Kirche“ eine Art Oberbe-

Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach zunächst, wie sich 
die deutschen Katholiken selbst sehen:

– 17 % sind gläubige Kirchennahe (bei den Protestanten sind es  
   hingegen 7 %!)
– 37 % kritisch kirchenverbunden
– 32 % kirchlich distanziert
– 6 % nicht religiös
– 3 % religiös, aber nicht christlich
– 5 % glaubensunsicher

Darüber hinaus besteht eine große Unzufriedenheit mit bestimmten 
Lehrmeinungen der katholischen Kirche: die Lehre zur Empfängnisver-
hütung teilten nur 9 % der Gläubigen bzw. Kirchenmitglieder, 
die kirchliche Position zur Homosexualität 17 %, zum Zölibat nur 
13 % und zur Rolle der Frauen in der Kirche 19 %. Eine weitaus 
höhere Zustimmungsrate erhielten die Bereiche soziales, karitatives 
Engagement mit 86 %, Einsatz für den Frieden 77 %, Einsatz für die 
Menschenrechte 68 %,  Einsatz für humane Arbeitsbedingungen 65 
% sowie Haltung zur Erziehung und Wertevermittlung mit 54 %

Prognose:
Eine koordinierte Mitglieder- und Kirchensteuervorausberechnung der 
Universität Freiburg gibt an, dass die Anzahl der katholischen Kirchenmit-
glieder gegenüber 2018 wie folgt sinken wird: 2035 um 20 % und zu 
2060 um 48 %. In konkreten Zahlen ausgedrückt sind das:

– in 2017: 23,3 Millionen
– in 2018: 23,0 Millionen
– in 2035: 18,6 Millionen
– in 2060: 12,2 Millionen

Fazit:
Für den Hintergrund des obigen Zahlenmaterials ist weniger die 
Kirchensteuer ausschlaggebend als vielmehr Entfremdungsprozesse, 

hauptamtlichen Seelsorger relativ stabil geblieben.

Die katholische Kirche beschäftigt in den ihr angeschlossenen Einrich-
tungen und Organisationen (am bekanntesten ist wahrscheinlich die 
Caritas) ca. 100.000 Mitarbeiter. Diese sind insbesondere in den 
folgenden Einrichtungen und Institutionen tätig: 

– Verwaltungen
– Diözesan- und Fachverbände
– Altenheime
– Krankenhäuser
– Kindergärten
– Schulen und Bildungseinrichtungen

Katholisches Leben könnte ohne die vielen Ehrenamtlichen, deren 
Anzahl wohl in die Millionen geht, gar nicht existieren. Sie engagieren 
sich bspw. in den folgenden Bereichen:

– Jugend-, Sozial- und Altenarbeit
– Beratungs- und Leitungsgremien
– Ministranten
– Mitglieder in Chören u.v.a.

Als ein erstes Fazit lässt sich jedoch festhalten, dass die Zahl der 
Sterbefälle und Kirchenaustritte deutlich höher als die der Taufen, 
Eintritte oder Wiedereintritte in die Kirche ist. Bspw. 2010: in diesem 
Jahr wurden zahlreiche Missbrauchsfälle in der katholischen Kirche 
bekannt. Damals betrug die Zahl der Austritte 181.193 – dies war 
eine Steigerung gegenüber 2009 von 47 %! Die bisher höchste Zahl 
aus dem Jahr 2014 erklärt sich nicht zuletzt mit dem Skandal des 
Limburger Bischofs.

Die Deutsche Bischofskonferenz will natürlich herausfinden, warum die 
Leute scharenweise die Kirche verlassen und geben Umfragen durch 
Meinungsforschungsinstitute in Auftrag. So vermittelt eine repräsentative 

2016 waren 53 % der Katholiken weiblich und 47 % männlich. 2018 
spielte sich das katholische Leben u.a. in 10.045 Pfarreien ab. 2017 
waren es noch 10.191 Pfarreien. Die Pfarreien sind in sog. Dekanaten 
bzw. Pfarrverbänden zusammengeschlossen. Diese wiederum sind in 
27 Bistümern bzw. Erzbistümern organisiert.

An „Bodenpersonal“ gab es im März 2018 65 Bischöfe, die in der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz zusammenkommen. 
Zum gleichen Zeitpunkt amtierten 11.161 Weltpriester (d.h. 
Priester, die einem Bistum angehören und meistens in Gemeinden 
tätig sind), 2.124 Ordenspriester (die einer Ordensgemeinschaft 
bzw. einem Kloster angehören) sowie 3.827 Ständige Diakone 
(„bewährte Männer“, die zumeist als Verheiratete mit dem Priester im 
sozial-karitativen und liturgischen Bereich zusammenarbeiten).

Somit betrug die Gesamtzahl der aktiven Priester in 2018 13.285. 
Im Jahr zuvor waren es noch 13.560. Die Entwicklung ist schon seit 
vielen Jahren rückläufig: die Zahl der Priester in Deutschland sank 
von ca. 20.000 im Jahr 1990 auf ca. 14.000 in 2015. Genauso 
geht alljährlich die Anzahl der Priesterweihen zurück: 1990 waren 
es noch 295, 2015 lediglich 58. „Zum Ausgleich“ holt man sich aus-
ländische Priester – mittlerweile mehr als 2.300 – nach Deutschland, 
vor allem aus Polen und Indien, aber auch aus Afrika. Der Anteil 
von fremdsprachigen Katholiken an der Gesamtzahl in Deutschland 
betrug 2015 13,4 %. 2016 waren es 14 % oder 3,36 Millionen.

Darüber hinaus besteht die katholische Kirche in Deutschland auch 
aus Ordensgemeinschaften, die in Klöstern, Abteien und Provinzen 
organisiert sind. Sie umfassten 2018 3.804 Männer (davon 2.760 
Priester) sowie 15.038 Frauen. Des Weiteren waren 2018 3.238 
Pastoralreferenten bzw. -assistenten als „Hauptamtliche“ (2017: 
3.273) sowie 4.557 Gemeindereferenten bzw. -assistenten beschäf-
tigt. Diese Zahlen sind leicht rückläufig, doch ist die Anzahl der 

Die Mitgliederzahlen schrumpfen insbesondere wegen der Zahl der 
Kirchenaustritte. Den Erhebungen der Deutschen Bischofskonferenz 
(DBK) zufolge traten 2018 216.078 Personen aus der Kirche aus. Im 
Vorjahr 2017 waren es noch 167.504. Das bedeutet einen Anstieg 
um ca. 29 %! Damit handelt es sich in 2018 um das Jahr mit den zweit 
meisten Kirchenaustritten seit Ende des Zweiten Weltkriegs bzw. der 
Wiedervereinigung. 

• Misereor
• Missio
• Renovabis

– Ordensgemeinschaften
– Verbände und Vereine, z.B. 

• Kolping 
• Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB)
• Deutsche Frauengemeinschaft 
• Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ)
• Caritas

Ohne starkes ehrenamtliches Engagement der Laien wäre kirchliches 
Leben nicht denkbar. Die vielfältigen Organisationen der Laien bündeln 
sich bundesweit im „Zentralkomitee der deutschen Katholiken“ (ZdK).

Die katholische Kirche finanziert sich zum Großteil aus Steuergeldern. 
Als Körperschaft des öffentlichen Rechts ist sie berechtigt, Kirchensteuer 
zu erheben. Die Einnahmen aus der Kirchensteuer betrugen im Jahr 
2017 ca. 6,43 Milliarden Euro. Weitere Einnahmen sind: 

– Vermögenserträge
– Gewinne aus kircheneigenen Betrieben und Beteiligungen
– Staatliche Zuschüsse 
– weitere Zuwendungen (Spenden, Vermächtnisse)

Die Anzahl der Katholiken in Deutschland betrug 2018 exakt 
23.002.128. Im Jahr zuvor (2017) waren es noch 23.311.321. 
Im Vergleich mit den andern Konfessionen ist sie somit nach wie vor 
die mitgliederstärkste: der Anteil der Katholiken an der Bevölkerung 
betrug 2018 27.7 %.

Doch lediglich eine Minderheit praktiziert ihren Glauben: die Zahl der 
Gottesdienstbesucher lag 2018 bei 9,3 %. 2017 waren es noch 9,8 %.

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit und zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben unterhält die Deutsche Bischofskonferenz ihr Sekretariat in Bonn 
und das Kommissariat der deutschen Bischöfe in Berlin (Katholisches 
Büro). Beide haben die Aufgabe, den Kontakt zu den politischen 
Einrichtungen und Entscheidern zu halten. Zu den 27 Bistümern 
zählt auch noch das besondere Amt des Militärbischofs, der für die 
Militärseelsorge zuständig ist.

Die kleinste Einheit innerhalb der kirchlichen Organisationsformen: 
die Pfarrei/Pfarrgemeinde. Der Pfarrer leitet die Gemeinde. Mehrere 
Pfarreien bilden ein Dekanat, das vom Dekan (Dechanten) geleitet 
wird. In Deutschland gibt es nach zahlreichen Zusammenlegungen von 
Gemeinden derzeit ca. 11.000 Pfarreien und „Seelsorgeeinheiten“. Je 
nach personeller Situation stehen dem Pfarrer noch ein Kaplan und ein 
Diakon zur Seite. Außerdem arbeiten in den Gemeinden Pastoral- und 
Gemeindereferenten bzw. -referentinnen. Alle zusammen bilden das 
sog. Pastoralteam.

Wichtigstes Gremium innerhalb der Pfarrei ist meist der Pfarrgemein-
derat. Hier können von der Gemeinde gewählte Laienvertreter 
(„Laien“ sind die Nichtpriester, also das „Kirchenvolk“) unter Vorsitz 
des Pfarrers die Pläne und Ziele der Gemeinde mitbestimmen. Für 
die finanziellen Angelegenheiten eines Pfarrers ist er allerdings nicht 
zuständig. Diese Aufgabe übernimmt der Vermögensverwaltungsrat.

Oft wird die Seelsorge in den Pfarreien, aber auch die sog. „Katego-
rialseelsorge“, d.h. Seelsorge für bestimmte Personengruppen (Kran-
kenhaus, Militär, Polizei, Gefängnis, sogar Schausteller u.v.a.) oder 
die karitative Arbeit in den Gemeinden durch Ordensleute (Mönche, 
Schwestern, Ordensgeistliche) unterstützt. Über diese Strukturen 
hinaus gibt es noch zahlreiche weitere Institutionen:

– katholische Hilfswerke (karitative Einrichtungen), z. B. 
• Adveniat

versammlung den Erzbischof von München-Freising, Kardinal Reinhard 
Marx zu ihrem Vorsitzenden. Ihre Aufgaben sind:

– Förderung gemeinsamer seelsorgerlicher Aufgaben
– gegenseitige Beratung
– notwendige Koordinierung der kirchlichen Arbeit
– Erlass gemeinsamer Entscheidungen für die Kirche von
  Deutschland
– Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen

Die römisch-katholische Kirche in 
Deutschland: Struktur, Organisation 
sowie Zahlen, Daten und Fakten

Die katholische Kirche ist ein „global player“ oder in ihrer Sprache 
ausgedrückt: eine Weltkirche, denn die Bischöfe verteilen sich 
als Leiter ihrer Diözesen über die ganze Welt. Sie kennt keine 
National- oder Landeskirchen wie die evangelischen Kirchen – es 
bestehen allenfalls in einzelnen Ländern regionale Unterschiede 
bzw. spezifische Eigenarten.

An der Spitze der gesamten katholischen Kirche: der Papst. Er ist 
gleichzeitig Bischof von Rom. Der Papst bzw. sein Nachfolger werden 
von den Kardinälen gewählt. Nur sie sind dazu berechtigt. Außerdem 
sind sie die unmittelbaren Mitarbeiter des Papstes in der Leitung der 
Gesamtkirche. Wichtigstes Instrument zur Leitung der Kirche ist die im 
Vatikan angesiedelte Römische Kurie.

In Deutschland ist die römisch-katholische Kirche die älteste organisierte 
Religionsgemeinschaft. Der Papst wird in Deutschland durch seinen 
„Botschafter“, den Apostolischen Nuntius, vertreten. Der Einfachheit 
halber ist im Folgenden von der „katholischen Kirche“ die Rede.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in 27 Diözesen (Bistümer) 
unterteilt. Eine Diözese wird jeweils vom Bischof geleitet. Historisch 
und sonst vorrangige Diözesen heißen Erzdiözesen (Erzbistümer). 
Diözesen werden gewöhnlich in Kirchenprovinzen zusammengefasst. 
Die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ist der Zusammenschluss aller 
römisch-katholischen Bischöfe in Deutschland. Derzeit gehören ihr 
69 Bischöfe und Weihbischöfe (Bischofsstellvertreter) aus den 27 
deutschen Diözesen an. Ihr oberstes Gremium ist die Vollversammlung 
aller Bischöfe, die sich regelmäßig zwei Mal pro Jahr trifft. Am Am 
12. März 2014 wählten die deutschen Bischöfe bei ihrer Frühjahrvol-


